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Rundschreiben Nr. 46/2022 

 
Einführung von Ukraine-Bürgschaften der LfA 
 
 
Mit den Rundschreiben Nr. 33/2022 vom 03.06.2022 und Nr. 40/2022 vom 30.06.2022 hatten wir 
Sie darüber informiert, dass die LfA ihr Bürgschaftsinstrumentarium für Unternehmen, die infolge 
des Krieges in der Ukraine vorübergehend in finanzielle Schwierigkeiten geraten sind, ausweiten 
wird. 
 

Für Unternehmen und andere Antragsberechtigte auf LfA-Bürgschaften, die durch die militärische 
Aggression Russlands gegen die Ukraine und den in diesem Zusammenhang von der EU und ihren 
internationalen Partnern erlassenen und gegebenenfalls noch zu erlassenden Sanktionen sowie 
möglichen wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispielsweise Russlands betroffen sind und die 
zum 31.12.2021 nicht in Schwierigkeiten gemäß EU-beihilferechtlicher Definition waren, besteht die 
Möglichkeit einer Ukraine-Bürgschaft, für die folgende Sonderbestimmungen gelten: 

• Ukraine-Bürgschaften werden bis zu einem maximalen Betrag von 30 Mio. EUR übernommen 
(ansonsten 5 Mio. EUR). Die Kredithöchstbeträge sind überdies beihilferechtlich limitiert. Dar-
über hinaus und für Unternehmen mit einem Jahresumsatz (Konzern) von mehr als 500 Mio. 
EUR besteht unverändert die Möglichkeit, eine Staatsbürgschaft zu beantragen.  

• Der maximale Bürgschaftssatz für entsprechende Betriebsmittelkredite beträgt i. d. R. 80 % 
(ansonsten nur 50 %). 

• Zudem genügt es als Voraussetzung für eine Betriebsmittelbürgschaft, dass ein Unternehmen 
aktuelle Liquiditätsprobleme hat (außerhalb dieser Ukraine-Bürgschaften können Betriebsmit-
telkredite nur in besonderen Fällen, vor allem in Verbindung mit Investitionen, verbürgt werden). 
Eine entsprechende Angabe unter Tz. 9.5 unseres Antragsvordrucks 100 ist als Bürgschafts-
anlass ausreichend. 

• Auf eine persönliche Mithaftung kann verzichtet werden, soweit in diese nicht problemlos ein-
gewilligt werden kann. 

  



 

Bürgschaften mit diesen Sonderbestimmungen werden ausschließlich auf der Grundlage von Ziffer 
2.2. des “temporary crisis framework“ bzw. der darauf genehmigten „BKR-Bundesregelung Bürg-
schaften 2022“ vergeben. Aufgrund dieser beihilferechtlichen Rahmenbedingungen können wir 
diese Bürgschaften nur zur Absicherung von Investitions- und Betriebsmittelkrediten und mit einer 
maximalen Laufzeit von 8 Jahren zusagen. Die Avalprovisionen entsprechen grundsätzlich den bei-
hilferechtlich vorgegebenen Mindesthöhen und sind nach Laufzeit, Unternehmensgröße und Zeit-
verlauf gestaffelt. 
 

Anträge auf Ukraine-Bürgschaften können ab sofort gestellt werden. Da Zusagen auf Basis der 

„BKR-Bundesregelung Bürgschaften 2022“ nur bis 31.12.2022 möglich sind, sollten uns die Anträge 

bis zu den folgenden Terminen zugehen: 

• Für LfA-Gesamtobligo von bis zu 500.000 EUR: 01.12.2022 

• Für LfA-Gesamtobligo von mehr als 500.000 EUR: 15.11.2022. 

Die Anträge müssen innerhalb dieser Fristen mit vollständigen Unterlagen, formal gestellt und ord-
nungsgemäß dokumentiert bei der LfA eingehen. Für Anträge, die bis zu den genannten Terminen 
bei der LfA eingehen, werden wir spätestens zum 31.12.2022 eine Zusage bereitstellen. Für An-
träge, die nicht fristgerecht bei der LfA eingereicht werden, können wir eine rechtzeitige Zusage 
nicht mehr gewährleisten. 
 
Sie erhalten hiermit als Anlage das entsprechend angepasste Merkblatt „Bürgschaften der LfA – 
Bewilligungsgrundsätze“ sowie die aktualisierten Merkblätter „Antragsunterlagen“ und „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“. Die jeweiligen Änderungen in den Merkblät-
tern wurden durch Randstriche gekennzeichnet. 
 
Ebenfalls beigefügt ist der neue Vordruck 107 „Ergänzende Angaben zum Antrag: Ukraine-Bürg-
schaften der LfA“, der bei diesen Bürgschaften zusätzlich zu den üblichen Antragsunterlagen bei 
der LfA eingereicht werden muss. Für unsere Bankenpartner steht in unserem Bankenportal unter 
www.lfa.de eine Kumulierungsübersicht zu den BKR-Bundesregelungen 2022 zur Verfügung. 
 
Die beigefügten Merkblätter und der Vordruck sind ab sofort gültig. 
 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsmaterial 
stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 089 / 21 24 - 10 00 oder 
per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr 
bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 

Anlagen 
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Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
 
– Fassung vom 19.07.2022 – 

 
Die LfA Förderbank Bayern (LfA) übernimmt im Rahmen der bayerischen Staatsbürgschaften1 modifizierte 
Ausfallbürgschaften für Kredite an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie Angehörige freier Be-
rufe in Bayern2. Die Bürgschaften werden für Vorhaben gewährt, deren Durchführung für Bayern von volks-
wirtschaftlichem Interesse ist.  
 
 
 
1 Allgemeines 

1.1 Bürgschaften werden gegenüber Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen für Kredite über-
nommen, die ohne Bürgschaft der LfA mangels der erforderlichen bankmäßigen Sicherheiten nicht 
oder nicht zu den vorgesehenen Bedingungen gewährt werden können. Die im Folgenden genann-
ten Bedingungen für Kreditinstitute gelten für Versicherungsunternehmen analog. 

1.2 Kredite, für die eine Bürgschaft der Bürgschaftsbank Bayern GmbH beantragt werden kann, wer-
den von der LfA nicht verbürgt. 

1.3 Die Bürgschaft darf den Betrag von 5 Mio. EUR und die Haftung des Bürgen 80 % des Kreditbe-
trages nicht übersteigen. Die Laufzeit der Bürgschaften beträgt i. d. R. längstens 15 Jahre. Zinsen 
und Nebenkosten mit Ausnahme des Bürgschaftsentgelts dürfen den Rahmen einer marktge-
rechten Effektivverzinsung nicht übersteigen. 

1.4 Bürgschaften können nur für Kredite übernommen werden, deren Rückzahlung durch den Kre-
ditnehmer bei normalem wirtschaftlichem Ablauf innerhalb der für den Kredit vereinbarten Zah-
lungstermine erwartet werden kann. Bürgschaften können nicht übernommen werden, wenn mit 
hoher Wahrscheinlichkeit mit der Inanspruchnahme der LfA gerechnet werden muss. 

1.5  Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeitsgrundsätze für Programmkredite der LfA 
Förderbank Bayern“ sind zu beachten. 

2 Verwendungszweck 

2.1 Die Bürgschaften sollen die Vielfalt und Leistungskraft der Unternehmen und Freien Berufe in 
Bayern erhalten und stärken, deren Entfaltungsmöglichkeiten in der Sozialen Marktwirtschaft 
sichern, zu fairem Wettbewerb beitragen und die Fähigkeit des Mittelstands zur Schaffung und 
Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen steigern.  

Antragsberechtigt sind: 

• natürliche Personen, die eine Voll- oder Nebenerwerbsexistenz gründen, ein Unternehmen 

übernehmen oder sich tätig beteiligen3,  

• Angehörige der Freien Berufe und Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, sofern der Jah-
resumsatz (Konzern) 500 Mio. EUR nicht übersteigt sowie 

• Produktions- und Absatzgenossenschaften. 

                                                 
1)  Vergleiche: Richtlinie für die Übernahme von Staatsbürgschaften im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 

(Bürgschaftsrichtlinie gewerbliche Wirtschaft – BürggWR) und Richtlinie für die Übernahme von Staatsbürg-
schaften im Bereich der gewerblichen Wirtschaft zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unter-
nehmen in Schwierigkeiten (Bürgschaftsrichtlinie für Unternehmen in Schwierigkeiten – BürgUiSR) in der 
jeweils geltenden Fassung.  

2) Im Hinblick auf die EU-beihilferechtlichen Bestimmungen erheben die Bewilligungsgrundsätze keinen An-
spruch auf Vollständigkeit.  

3)  Eine tätige Beteiligung kann dann als Gründung einer selbstständigen gewerblichen bzw. freiberuflichen 
Existenz angesehen werden, wenn der Antragsteller eine wesentliche Kapitalbeteiligung von i. d. R. mindes-
tens 10 % übernimmt und an der Geschäftsführung beteiligt wird. 
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2.2 Bürgschaften für Unternehmen, die sich nicht in Schwierigkeiten gemäß EU-beihilferechtlicher 
Definition (siehe Tz. 2.3.1) befinden4 

2.2.1 Verbürgt werden: 

• Kredite zur Finanzierung von Investitionen, 

• Kredite zur Finanzierung der Übernahme eines bestehenden Betriebes, 

• in besonderen Fällen auch Betriebsmittelkredite, vor allem in Verbindung mit Investitionen, 

• Avalkredite, insbesondere bei notwendigen Sicherheitsleistungen im Zusammenhang mit der 
Übernahme und Abwicklung von Aufträgen, 

• Kredite für Konsolidierungsmaßnahmen mit Ausnahme der Umschuldung bestehender Bank-
verbindlichkeiten. 

2.2.2 Die Übernahme von Bürgschaften ist in folgenden Fällen – abgesehen von Maßnahmen nach 
Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung4 (zu Detailregelungen siehe Merkblatt „Beihil-
ferechtlich relevante Bestimmungen“) – nur im Rahmen einer De-minimis-Beihilfe5 möglich: 

                                                 

4) Je nach zugrunde liegenden Wirtschaftsgütern und der Einstufung als kleines oder mittleres Unternehmen 
(KMU) nach EU-Definition erfolgt die Bürgschaftsübernahme auf Grundlage von Art. 17 der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 vom 17.06.2014, ABl. der EU L 187/1 vom 
26.06.2014) in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 23.07.2021 (ABI. EU L 270/39 vom 
29.07.2021), der De-minimis-Verordnung oder nach Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung (Mit-
teilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen 
in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften, ABl. der EU C 155/10 vom 20.06.2008, geändert 
durch Berichtigung der Mitteilung, ABl. der EU C 244/32 vom 25.09.2008). Für kleine und mittlere Unterneh-
men, die vor weniger als drei Jahren gegründet wurden (neu gegründete Unternehmen), gelten dabei teil-
weise Sonderregelungen (siehe Tz. 2.4.2). 

Auf Basis der genannten Bestimmungen der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung sind förderfähig: 
Die Kosten von Investitionen in materielle und /oder immaterielle Vermögenswerte zur Errichtung bzw. Er-
weiterung einer Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstätte durch neue, zusätzli-
che Produkte oder zu einer grundlegenden Änderung des gesamten Produktionsprozesses einer bestehen-
den Betriebsstätte.  

Zu den materiellen Vermögenswerten zählen Grundstücke, Gebäude und Anlagen, Maschinen und Ausrüs-
tung.  

Als immaterielle Vermögenswerte gelten Vermögenswerte ohne physische oder finanzielle Verkörperung 
wie Patentrechte, Lizenzen, Know-how oder sonstige Rechte des geistigen Eigentums. Sie dürfen nur in der 
Betriebsstätte genutzt werden, die die Beihilfe erhält, sie müssen abschreibungsfähig sein, von Dritten, die 
in keiner Beziehung zum Käufer stehen zu Marktbedingungen erworben und mindestens drei Jahre in der 
Bilanz aktiviert werden.  

5) Eine Beihilfe kann als sogenannte De-minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 
18.12.2013 (ABl. der EU L 352/1 vom 24.12.2013) in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom 
02.07.2020 (ABl. der EU L 215/3 vom 07.07.2020) gewährt werden, wenn der Gesamtbetrag der beizule-
genden Beihilfebeträge, die „ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-Verordnung (das begüns-
tigte Unternehmen und mit ihm relevant verbundene Unternehmen) innerhalb von drei Kalenderjahren er-
hält, den absoluten Höchstbetrag (De-minimis-Schwellenwert) von derzeit 200.000 EUR (100.000 EUR für 
Unternehmen, die im gewerblichen Straßengüterverkehr tätig sind) nicht übersteigt.  

Als „ein einziges Unternehmen“ für die Zwecke der De-minimis-Verordnung sind diejenigen Unternehmen zu 
betrachten, die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen:  

a) Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens;  

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-
gremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;  

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder auf-
grund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unterneh-
men auszuüben;  

d) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß 
einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Ver-
einbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Ge-
sellschaftern aus.  

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der vorgenannten 
Beziehungen stehen, werden als „ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-Verordnung betrach-
tet.  

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen 
im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren gewährt wurden, angege-
ben werden. Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen 
zugerechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. 
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• Betriebsmittelkredite, Avalkredite, Umschuldungen von Lieferantenkrediten sowie Ersatzin-
vestitionen, 

• Übernahme eines bestehenden Betriebes, 

• Investitionen großer Unternehmen6. 

2.3 Bürgschaften für Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-beihilferechtlicher Definition  

2.3.1 Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens 
eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:  

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte des Grund-/Stammkapitals aufgrund aufge-
laufener Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für kleine und mittlere Unternehmen, die 
noch keine drei Jahre bestehen. Der Begriff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios.  

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiese-
nen Eigenmittel infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für kleine und 
mittlere Unternehmen, die noch keine drei Jahre bestehen.  

• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatli-
chen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf 
Antrag seiner Gläubiger.  

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 

• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht zurück-
gezahlt oder die Bürgschaft ist noch nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine Umstruk-
turierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch einem Umstrukturierungsplan.  

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien6 nicht erfüllen: In den vergangenen beiden 
Jahren lag 

−  der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens über 7,5 und 

−  das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsaufwendungen des Unternehmens unter 1,0. 

2.3.2 Die LfA übernimmt zu Gunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten auf Grundlage der Leitlinien 
für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (ABl. der EU C 249/1 vom 31.07.2014) und der von der Europäischen Kommis-
sion unter SA.59319 (2020/N) genehmigten Bundesrahmenregelung für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung kleiner und mittlerer Unternehmen in Schwierigkeiten  

• Bürgschaften für Umstrukturierungsvorhaben bestehender kleiner und mittlerer Unternehmen, 
die Liquiditäts- und/oder Rentabilitätsprobleme nicht aus eigener Kraft bewältigen können so-
wie  

• Bürgschaften für Rettungsvorhaben zur vorübergehenden Stützung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen in Schwierigkeiten bis zur Erstellung eines Umstrukturierungs- bzw. Liquidations-
plans.  

Verbürgt werden: 

• im Rahmen der Rettungs- oder Umstrukturierungsmaßnahme erforderliche zusätzliche Be-
triebsmittel- bzw. Avalkredite, 

• Darlehen für Erstinvestitionen nur in Ausnahmefällen, soweit sie für die Rettungs- oder Um-
strukturierungsmaßnahme unbedingt erforderlich sind. 

2.3.3 Voraussetzung für die Gewährung von Umstrukturierungsbürgschaften ist das Vorliegen eines 
realistischen, kohärenten und weitreichenden Umstrukturierungsplans zur Wiederherstellung der 
langfristigen Rentabilität des begünstigten Unternehmens innerhalb einer angemessenen Frist 
auf der Grundlage realistischer Annahmen hinsichtlich seiner künftigen Betriebsbedingungen. Die 
Bürgschaft muss sich dabei auf das Minimum beschränken, das angesichts der verfügbaren Fi-
nanzmittel des begünstigten Unternehmens, seiner Anteilseigner oder der Unternehmensgruppe, 
der es angehört, für die Umstrukturierung unbedingt erforderlich ist. Insbesondere müssen das 
begünstigte Unternehmen, seine Anteilseigner oder Gläubiger oder die Unternehmensgruppe, 

                                                 
Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals 
zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung erfolgen. 

Nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren befinden oder die im deut-
schen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. Wird der Beihilfewert mittels des De-minimis-Pauschalverfahrens (s. Tz. 3.1) berechnet, 
sind zusätzlich Unternehmen nicht antragsberechtigt, die der EU-Definition kleiner und mittlerer Unterneh-
men (KMU) nicht entsprechen und deren Bonitätseinstufung nicht mindestens einem Rating von B- (oder 
besser) oder einer vergleichbaren Einstufung entspricht.  

6) Hierunter sind Unternehmen zu verstehen, die der EU-Definition kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) 
nicht entsprechen mit einem Jahresumsatz (Konzern) bis einschließlich 500 Mio. EUR.  
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der das begünstigte Unternehmen angehört, oder neue Investoren einen erheblichen Beitrag zu 
den Umstrukturierungskosten leisten (ein derartiger Eigenbeitrag muss beihilfefrei sein und min-
destens 40 % bei mittleren bzw. 25 % bei kleinen Unternehmen betragen). Eine ausreichende 
Lastenverteilung muss gewährleistet sein. Angemessene Lastenverteilung bedeutet in der Regel, 
dass die bestehenden Anteilseigner und, bei Bedarf, nachrangige Gläubiger Verluste in voller 
Höhe ausgleichen müssen. Bei der einschlägigen Beurteilung werden zuvor gewährte Rettungs-
beihilfen berücksichtigt. Insbesondere in Abhängigkeit von der Größe und der Stellung des be-
günstigten Unternehmens auf seinem Markt und den Merkmalen des betroffenen Marktes können 
Maßnahmen zur Begrenzung von Wettbewerbsverfälschungen, wie die Veräußerung von Vermö-
genswerten, Kapazitätsabbau oder eine Beschränkung ihrer Marktpräsenz, von den Unterneh-
men – mit Ausnahme von kleinen Unternehmen im Sinne der EU-Definition – verlangt werden. 
Während des Umstrukturierungszeitraums dürfen kleine Unternehmen jedoch keine Kapazitäts-
aufstockung vornehmen. 

2.3.4 Vorübergehende Umstrukturierungshilfen können zu Gunsten von kleinen und mittleren Unter-
nehmen für einen Zeitraum von höchstens 18 Monaten abzüglich einer etwaigen unmittelbar vo-
rangehenden Zeit der Gewährung einer Rettungsbeihilfe gewährt werden und müssen auf einen 
Betrag7 begrenzt sein, der erforderlich ist, um das begünstigte Unternehmen 18 Monate lang 
weiterzuführen. Vor Ablauf dieses Zeitraums muss ein Umstrukturierungsplan oder ein Abwick-
lungsplan genehmigt worden sein oder das Darlehen zurückgezahlt oder die Bürgschaft ausge-
laufen sein.  

2.3.5 Rettungsbeihilfen dürfen für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten gewährt werden und 
müssen auf den Betrag8 begrenzt sein, der erforderlich ist, um das begünstigte Unternehmen 
sechs Monate lang weiterzuführen. Vor Ablauf dieses Zeitraums muss entweder ein Umstruktu-
rierungs- oder Abwicklungsplan genehmigt worden sein oder das begünstigte Unternehmen ei-
nen vereinfachten Umstrukturierungsplan für eine vorübergehende Umstrukturierungsbeihilfe 
vorgelegt haben oder das Darlehen zurückgezahlt oder die Bürgschaft ausgelaufen sein. 

2.3.6 Liegt es weniger als zehn Jahre zurück, dass eine Rettungsbeihilfe oder vorübergehende Um-
strukturierungshilfe gewährt, die Umstrukturierungsphase abgeschlossen oder die Umsetzung 
des Umstrukturierungsplans eingestellt worden ist (je nachdem, welches Ereignis als Letztes ein-
getreten ist), dürfen keine weiteren Rettungsbeihilfen, Umstrukturierungsbeihilfen oder vorüber-
gehenden Umstrukturierungshilfen gewährt werden. Ausnahmen bestehen in folgenden Fällen:  

a) eine vorübergehende Umstrukturierungshilfe schließt sich an eine Rettungsbeihilfe als Teil 
eines einzigen Umstrukturierungsvorgangs an; 

b) eine Umstrukturierungsbeihilfe schließt sich an eine Rettungsbeihilfe oder vorübergehende 
Umstrukturierungshilfe als Teil eines einzigen Umstrukturierungsvorgangs an; 

c) die Rettungsbeihilfe oder vorübergehende Umstrukturierungshilfe wurde im Einklang mit den 
Leitlinien gewährt und im Anschluss wurde keine Umstrukturierungsbeihilfe gewährt; außer-
dem sind folgende zwei Voraussetzungen erfüllt: 

i. zu dem Zeitpunkt, zu dem die Beihilfe auf der Grundlage der Leitlinien gewährt wurde, 
konnte vernünftigerweise davon ausgegangen werden, dass das begünstigte Unterneh-
men langfristig rentabel sein würde, und  

ii. neue Rettungsbeihilfen, Umstrukturierungsbeihilfen oder vorübergehende Umstrukturie-
rungshilfen werden frühestens nach fünf Jahren aufgrund unvorhersehbarer Umstände 
erforderlich, die das begünstigte Unternehmen nicht zu vertreten hat;  

d) es handelt sich um außergewöhnliche und unvorhersehbare Fälle, für die das Unternehmen 
nicht verantwortlich ist.  

Folgende Bürgschaften zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten sind im Einzelfall der 
Europäischen Kommission anzuzeigen und werden erst nach deren Genehmigung rechtswirk-
sam: 

• Bürgschaften zugunsten großer Unternehmen6, 

• Bürgschaften für Rettungs- bzw. Umstrukturierungsmaßnahmen, wenn der Höchstbetrag der 
gesamten Beihilfen, die ein und demselben Unternehmen als Rettungsbeihilfe, Umstrukturie-
rungsbeihilfe oder vorübergehende Umstrukturierungshilfe, auch im Falle einer Änderung des 
Umstrukturierungsplans, gewährt werden 10 Mio. EUR (einschließlich der Beihilfen aus ande-
ren Quellen oder anderen Regelungen) überschreitet. 

                                                 

7) Zur Bestimmung dieses Betrags sollte die Formel in Anhang I der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten herangezogen werden.  

8) Zur Bestimmung dieses Betrags wird die Formel in Anhang I der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten herangezogen.  
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2.4 Neu gegründete Unternehmen 

2.4.1 Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei Jahren nach Aufnahme seiner Geschäfts-
tätigkeit als neu gegründet.  

2.4.2 Kleine und mittlere Unternehmen werden in den ersten drei Jahren nach ihrer Gründung grund-
sätzlich nur dann als Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand eines 
Insolvenzverfahrens sind oder die im deutschen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. Für Zwecke der Bürg-
schaftsmitteilung4 wird für kleine und mittlere Unternehmen, die vor weniger als drei Jahren ge-
gründet wurden, nicht davon ausgegangen, dass sie sich in Schwierigkeiten befinden.  

Daher können, soweit auch die jeweiligen sonstigen bürgschaftsrechtlichen Voraussetzungen er-
füllt sind, im Rahmen bestimmter Beihilfevorschriften im Einzelfall Bürgschaften an neu gegrün-
dete kleine und mittlere Unternehmen zulässig sein, auch wenn deren anfängliche Finanzsitua-
tion prekär ist.  

2.4.3 Die Gewährung von Rettungs-, vorübergehenden Umstrukturierungs- oder Umstrukturierungs-
bürgschaften (siehe Tz. 2.3) an neu gegründete Unternehmen ist demgegenüber unabhängig von 
deren Größenklasse oder Finanzsituation ausgeschlossen.  

2.5 Bürgschaften im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 

 Im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 gelten für Bürgschaften, die bis zum 
30.06.2022 bei der LfA beantragt wurden, aber erst nach dem 30.06.2022 von der LfA zugesagt 
werden, die folgenden Sonder-Bestimmungen: 

• Die Antragsberechtigung umfasst auch größere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit 
einem Jahresumsatz (Konzern) von über 500 Mio. EUR.  

• Die Bürgschaft ist bis zu einem Betrag von 30 Mio. EUR und die Haftung des Bürgen bis zu 
80 % des Kreditbetrages möglich.  

• Verbürgt werden können sowohl Investitions- als auch Betriebsmittelkredite. Eine Betriebsmit-
telbürgschaft ist bereits dann möglich, wenn ein Unternehmen aktuelle Liquiditätsprobleme 
hat.  

• Der Freistaat Bayern übernimmt eine Rückbürgschaft für diese Bürgschaften. 

• Bei der Absicherung gelten folgende Erleichterungen: 

o Auf eine zusätzliche persönliche Mithaftung kann verzichtet werden. Dies gilt nicht für eine 
gegebenenfalls bestehende rechtsformbedingte Gesellschafterhaftung (z. B. bei Einzel-
firma, OHG, GbR). Auch soweit bezogen auf das bereits bestehende Engagement der LfA 
eine persönliche Mithaftung eines Gesellschafters existiert, ist diese in vollem Umfang auf-
recht zu erhalten. 

o In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 500.000 EUR erfolgt die Besiche-
rung des Darlehens nach banküblichen Grundsätzen im Ermessen der Hausbank, wobei 
auch eine schwache oder nachrangige Besicherung zulässig ist. Kredite ohne Besiche-
rung, also Blankokredite, können nicht verbürgt werden. Gleichfalls unzureichend wäre es, 
als einzige Sicherheit die alleinige Abtretung einer Risikolebensversicherung zu vereinba-
ren. Die Hereinnahme von Sondersicherheiten für den Risikoanteil der Hausbank ist nicht 
gestattet. Die Hausbank dokumentiert die konkrete Besicherung in ihrer Akte. Nachträgli-
che Veränderungen der Absicherung sind bei einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 
500.000 EUR ohne Zustimmung der LfA zulässig, wenn die Hausbank als Treuhänderin 
der LfA dies für notwendig hält und hierbei nach bankmäßigen Grundsätzen vorgeht. Eine 
Verschlechterung der Absicherungssituation der LfA ist dabei jedoch nur zulässig, soweit 
dies für Nachfinanzierungen oder zusätzliche Betriebsmittelfinanzierungen im Zusammen-
hang mit dem ursprünglichen Vorhaben zwingend erforderlich ist. 

o In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko über 500.000 EUR ist die Besicherung in den An-
tragsunterlagen (Sicherheitenbeiblatt) darzustellen. Eventuelle nachträgliche Änderungen 
sind konkret mit der LfA abzustimmen. 

2.6  Bürgschaften für Unternehmen, die infolge des Krieges in der Ukraine vorübergehend in finanzi-
elle Schwierigkeiten geraten sind  

 Zur Stützung der Wirtschaft infolge der Aggression Russlands gegen die Ukraine können Bürg-
schaften auf Grundlage der bis zum 31.12.2022 befristeten „BKR-Bundesregelung Bürgschaften 
2022“ mit folgenden Sonder-Bestimmungen gewährt werden:  

• Antragsberechtigt sind Unternehmen (Antragstellerkreis nach Tz. 2.1  i. V. m. Tz. 1.2 dieses 
Merkblatts), die durch die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine und den in 
diesem Zusammenhang von der EU und ihren internationalen Partnern erlassenen und gege-
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benenfalls noch zu erlassenden Sanktionen sowie möglichen wirtschaftlichen Gegenmaßnah-
men beispielsweise Russlands betroffen und vorübergehend in finanzielle Schwierigkeiten ge-
raten sind. Die Betroffenheit liegt insbesondere vor bei: 

o Umsatzrückgang durch weggebrochenen Absatzmarkt (Ukraine, Belarus, Russland). Da-
von wird ausgegangen, wenn der Anteil des durchschnittlichen Jahresumsatzes der Unter-
nehmensgruppe der letzten 3 Jahre in den Märkten Ukraine, Belarus, Russland mindes-
tens 10 % des durchschnittlichen Gesamtumsatzes der Unternehmensgruppe in den letz-
ten 3 Jahren betrug; 

o nachgewiesenen Produktionsausfällen in den Ländern Ukraine, Belarus und Russland; 

o nachgewiesenen Produktionsausfällen aufgrund fehlender Rohstoffe oder Vorprodukte, 
die unmittelbar oder mittelbar aus den Ländern Ukraine, Belarus oder Russland stammen; 

o Schließung von Produktionsstätten in der Ukraine, Belarus oder Russland; 

o gestiegenen Energiekosten, wenn der Energiekostenanteil mindestens 3 % des Jahresum-
satzes der Unternehmensgruppe im Jahr 2021 betrug. Unter Energiekosten werden Ener-
giebeschaffungskosten für Wärme, Strom oder Treibstoff gefasst, wobei es unerheblich ist, 
aus welcher Quelle die Energie stammt. 

• Die Betroffenheit ist durch eine Selbstauskunft des Antragstellers nachzuweisen und durch 
die Hausbank zu plausibilisieren.  

• Das Unternehmen darf sich am 31.12.2021 nicht in Schwierigkeiten gemäß EU-
beihilferechtlicher Definition (siehe Tz. 2.3.1) befunden haben. 

• Verbürgt werden können sowohl Investitions- als auch Betriebsmittelkredite. Sofern die sons-
tigen Fördervoraussetzungen erfüllt sind, ist eine Betriebsmittelbürgschaft bereits dann mög-
lich, wenn ein Unternehmen aktuelle Liquiditätsprobleme hat. 

• Der Bürgschaftshöchstbetrag beträgt 30 Mio. EUR. 

• Aufgrund der EU-beihilferechtlichen Vorgaben dürfen zudem folgende Kredithöchstbeträge je 
Unternehmen nicht überschritten werden:  

o 15% des durchschnittlichen jährlichen Gesamtumsatzes in den letzten drei abgeschlosse-
nen Rechnungsperioden oder 

o 50% der Energiekosten in den 12 Monaten vor dem Monat der Einreichung des Bürg-
schaftsantrags oder 

o in begründeten Fällen etwa bei besonders starker Betroffenheit: der Liquiditätsbedarf der 
kommenden 12 Monate bei KMU bzw. 6 Monate bei Nicht-KMU (auf Grundlage einer 
Selbstauskunft, die bei der LfA einzureichen ist). 

• Der maximale Bürgschaftssatz für alle Bürgschaften beträgt grundsätzlich 80 % (in besonders 
begründeten Einzelfällen ist ein Bürgschaftssatz von bis zu 90 % möglich).  

• Die Laufzeit der Bürgschaft beträgt maximal acht Jahre.  

• Bei einer Laufzeit von maximal sechs Jahren entspricht das jährliche Bürgschaftsentgelt für 
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne des Anhangs I 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung) vom 17. 
Juni 2014, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2020/972 vom 2. Juli 2020, und für Nicht-
KMU der in der folgenden Tabelle aufgeführten Mindesthöhe, die mit zunehmender Laufzeit 
steigt: 

Art des Empfängers im 1. Jahr im 2. und 3. Jahr vom 4. bis 6. Jahr. 

KMU 25 bps 50 bps 100 bps 

Nicht-KMU 50 bps 100 bps 200 bps 

 

• Bei einer Laufzeit von maximal acht Jahren entspricht das jährliche Bürgschaftsentgelt für 
KMU und für Nicht-KMU der in der folgenden Tabelle aufgeführten Mindesthöhe, die mit zu-
nehmender Laufzeit steigt: 

Art des Empfän-

gers 
im 1. Jahr 

im 2. und 

3. Jahr 

vom 4. bis 

6. Jahr 

vom 7. bis 

8. Jahr. 

KMU 75 bps 100 bps 150 bps 250 bps 

Nicht-KMU 100 bps 150 bps 250 bps 350 bps 

 

• Auf eine zusätzliche persönliche Mithaftung kann verzichtet werden. Dies gilt nicht für eine 
gegebenenfalls bestehende rechtsformbedingte Gesellschafterhaftung (z. B. bei Einzelfirma, 
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OHG, GbR). Auch soweit bezogen auf das bereits bestehende Engagement der LfA eine per-
sönliche Mithaftung eines Gesellschafters existiert, ist diese in vollem Umfang aufrecht zu 
erhalten. 

• Der Freistaat Bayern übernimmt eine Rückbürgschaft für diese Bürgschaften. 

• Die LfA ist verpflichtet, die auf Basis der „BKR-Bundesregelung Bürgschaften 2022“ gewähr-
ten Einzelbeihilfen von mehr als 100.000 EUR einzeln auf einer ausführlichen Beihilfe-Website 
oder über das IT-Instrument der Kommission zu veröffentlichen (vgl. § 5 Abs. 2 „BKR-
Bundesregelung Bürgschaften 2022“).  

Die Hausbank hat bei diesen Bürgschaften verstärkt darauf zu achten, dass die sanktionsrechtli-
chen Bestimmungen eingehalten werden: Antragsteller dürfen nicht von Sanktionen der EU be-
troffen sein und die verbürgten Kredite dürfen nicht für sanktionsrechtlich verbotene Zwecke ver-
wendet werden. 

3 Beihilfewert 

3.1 Bürgschaften, die nach Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung4 gewährt werden, sind 
keine Beihilfen und besitzen somit keinen Beihilfewert. In den übrigen Fällen wird der Beihilfewert 
wie folgt festgelegt:  

Für gesunde Unternehmen sowie generell bei Bürgschaften auf Basis der De-minimis-Verord-
nung5 wird der Beihilfewert der Bürgschaft grundsätzlich mittels einer der von der Europäischen 
Kommission genehmigten Methoden zur Berechnung des Beihilfewertes staatlicher Bürgschaften 
risiko- und laufzeitabhängig auf Grundlage eines von der Hausbank durchgeführten bilanzbasier-
ten Ratings für den Einzelfall berechnet.9 Bei Bürgschaften auf Basis der „BKR-Bundesregelung 
Bürgschaften 2022“ können diese genehmigten Methoden gleichfalls genutzt werden. 

Liegt für das antragstellende Unternehmen kein bilanzbasiertes Rating vor, ist nach den für De-
minimis-Beihilfen5 alternativ zum genehmigten Berechnungsverfahren zur Verfügung stehenden 
Pauschalvorgaben zu verfahren. De-minimis-Bürgschaften können dann bis zu einem Betrag von 
1,5 Mio. EUR (bzw. 750 TEUR bei Straßengüterverkehrsunternehmen) und einer Laufzeit von bis 
zu 5 Jahren oder bis zu einem Betrag von 750 TEUR (bzw. 375 TEUR bei Straßengüterverkehrs-
unternehmen) und einer Laufzeit von bis zu 10 Jahren im Einzelfall übernommen werden. Bei 
Bürgschaften mit einem geringeren Betrag und / oder einer kürzeren Laufzeit als 5 bzw. 10 Jahre 
wird der Beihilfewert dieser Bürgschaft als entsprechender Anteil des jeweiligen De-minimis-
Schwellenwertes5 berechnet. In Fällen, in denen die Möglichkeiten des De-minimis-Pauschalver-
fahrens nicht ausreichend sind, kann die Überleitungsmethode für Bürgschaften bei „Spezialfi-
nanzierungen“10 (Unternehmen in der Frühentwicklungsphase („junge Unternehmen“) und Pro-
jektgesellschaften) als Ersatz für das De-minimis-Pauschalverfahren angewendet werden. 

Falls keines der genannten Verfahren zur Ermittlung des Beihilfewertes staatlicher Bürgschaften 
zur Verfügung steht, kann auf einen Beihilfewert in Höhe des Bürgschaftsbetrages ausgewichen 
werden.  

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU nicht überschritten werden (siehe Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“), können Bürgschaften der LfA 
grundsätzlich mit anderen öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden.  

3.2 Bei Bürgschaften für Unternehmen in Schwierigkeiten auf Grundlage der Leitlinien für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten 
(siehe Tz. 2.3.2) bemisst sich der Beihilfewert nach der Ausfallwahrscheinlichkeit des Kredits zum 
Zeitpunkt der Bürgschaftsentscheidung. 

4 Voraussetzungen für die Übernahme von Bürgschaften 

4.1 Der Kreditnehmer muss fachlich und persönlich kreditwürdig sein. 

4.2 Der Kreditnehmer hat den Kredit soweit wie möglich abzusichern. Gesellschafter, die wesentli-
chen Einfluss auf das Unternehmen ausüben können, sollen die Mithaftung für den verbürgten 
Kredit ganz oder teilweise übernehmen. 

                                                 

9) Einzelheiten siehe Genehmigungsschreiben der EU-Kommission K(2007)4287 vom 25.09.2007 (im Internet 
veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/comp-2007/n197-07.pdf) bzw. 
K(2007)5626 vom 28.11.2007 (im Internet veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_ 
aids/comp-2007/n541-07.pdf). Mit Entscheidung Nr. C(2013) 9777 der Kommission vom 20.12.2013 wurde 
eine Anpassung der Methoden bewilligt.  

10) Einzelheiten siehe Genehmigungsschreiben der EU-Kommission K(2008)2657 vom 17.06.2008 (im Internet 
veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/comp-2007/n762-07.pdf). Mit Entschei-
dung Nr. C(2013) 9777 der Kommission vom 20.12.2013 wurde eine Anpassung der Methoden bewilligt.  
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4.3 Das betriebliche Rechnungswesen des Kreditnehmers muss geordnet sein und jederzeit eine 
Überprüfung der Umsatzverhältnisse, der Vermögens-, Ertrags- und Liquiditätslage ermöglichen. 

4.4 Investitionsvorhaben werden nur verbürgt, wenn mit dem Vorhaben zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung bei der Hausbank noch nicht begonnen war. 

4.5 Die nachträgliche Verbürgung bereits ausgereichter Kredite ist nicht möglich. 

4.6 Sofern für einzelne Wirtschaftszweige besondere Bestimmungen der Europäischen Union für 
staatliche Beihilfen gelten, sind diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten (siehe Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“). 

4.7 Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer früheren Beihilferückforderungsentscheidung 
der EU nicht nachgekommen sind, sind nicht antragsberechtigt. 

5 Pflichten des Kreditinstituts und des Kreditnehmers 

5.1 Die Pflichten des Kreditinstituts richten sich im Einzelnen nach dem Bürgschaftsvertrag. Das Kre-
ditinstitut ist insbesondere verpflichtet, 

• bei der Gewährung, Verwaltung und Abwicklung des verbürgten Kredits die gleiche bankübli-
che Sorgfalt wie bei den unter eigenem Risiko gewährten Krediten anzuwenden und sich vor 
allem nach Fälligkeit der verbürgten Forderung mit banküblicher Sorgfalt um die Einziehung 
zu bemühen und bestellte Sicherheiten zu verwerten; 

• die Verwendung des Kredits entsprechend dem von der LfA mitgeteilten Verwendungsplan 
festzulegen und die zweckentsprechende Verwendung zu überwachen; 

• sich gegenüber dem Kreditnehmer das Recht vorzubehalten, den Kredit jederzeit aus den im 
Bürgschaftsvertrag näher bezeichneten wichtigen Gründen fällig zu stellen und davon auf 
Wunsch der LfA auch Gebrauch zu machen; 

• eine jederzeitige Prüfung der den Kredit betreffenden Unterlagen durch die LfA, sonstiger an 
der Finanzierung Beteiligter oder den Bayerischen Obersten Rechnungshof zu dulden und die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

5.2 Die Pflichten des Kreditnehmers ergeben sich im Einzelnen aus dem mit dem Kreditinstitut abzu-
schließenden Vertrag. Darin ist der Kreditnehmer insbesondere dazu zu verpflichten, 

• auf Verlangen der LfA dem Kreditinstitut den Jahresabschluss in gesetzlich vorgeschriebener 
Form mit Erläuterungen der wesentlichen Bilanzpositionen und der betriebswirtschaftlichen 
Entwicklung des Unternehmens zur Verfügung zu stellen; entsprechendes gilt bei freiberufli-
chen Tätigkeiten hinsichtlich der Einnahmen-/Überschussrechnung mit/ohne Vermögens-
/Schuldenaufstellung. 

• der LfA, sonstigen an der Finanzierung Beteiligten oder dem Bayerischen Obersten Rech-
nungshof das Recht einzuräumen, jederzeit und in jeder Form, insbesondere durch Einsicht 
in die Bücher und Belege sowie durch örtliche Besichtigungen, Einblick in seine Vermögens-
verhältnisse zu nehmen, die Einhaltung der Darlehens- und Bürgschaftsbedingungen zu über-
prüfen und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die Kosten einer solchen Prüfung hat 
der Kreditnehmer zu tragen. 

6 Umfang der Bürgschaft und Feststellung des Ausfalls 

6.1 Die Bürgschaften umfassen die Kreditforderung, die Zinsen mit Ausnahme von Strafzinsen sowie 
die Kosten der Kündigung und Rechtsverfolgung nach näherer Maßgabe des Bürgschaftsver-
trags. 

6.2 Der Ausfall tritt ein, wenn die Zahlungsunfähigkeit des Kreditnehmers durch Zahlungseinstellung, 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, durch Abgabe einer Vermögensauskunft nach § 802c Zivil-
prozessordnung oder auf sonstige Weise erwiesen ist und nennenswerte Eingänge aus der Ver-
wertung von Sicherheiten oder sonstigem Vermögen des Kreditnehmers nicht mehr zu erwarten 
sind. 

6.3 Die Feststellung des Ausfalles erfolgt in der Regel binnen 8 Monaten nach Eingang des vollstän-
dig ausgefüllten Schadensberichtsvordruckes bei der LfA. Sowohl die LfA als auch die Hausbank 
streben an, einen Zeitraum von 18 Monaten seit der Kündigung des verbürgten Kredits bis zur 
Schadenserstattung nicht zu überschreiten. 

6.4 Die LfA ist berechtigt, zur Vermeidung eines weiteren Zinsanfalls Abschlagszahlungen zu leisten. 
Zudem verpflichtet sich die LfA im Bürgschaftsvertrag, im Falle der Inanspruchnahme der Bürg-
schaft dem Grunde nach (regelmäßig nach der Kündigung der von der LfA verbürgten Kredite) auf 
formlosen schriftlichen Antrag der Hausbank zeitnah einen Betrag in Höhe des durch das Kreditin-
stitut robust geschätzten wirtschaftlichen Verlustes als Abschlagszahlung auf den voraussichtli-
chen Ausfall der von der LfA verbürgten Kredite zu leisten. Dabei wird durch die Abschlagszahlung 
der Ausfall weder dem Grunde noch der Höhe nach von der LfA anerkannt. 
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7 Verfahren und Kosten 

7.1 Anträge auf Übernahme einer Bürgschaft sind von dem Kreditnehmer bei einem Kreditinstitut 
seiner Wahl (Hausbank) zu stellen. Ist die Hausbank bereit, den Kredit bei Übernahme einer 
Bürgschaft zu gewähren, so leitet sie den Antrag und die ergänzend erforderlichen Unterlagen 
(vgl. hierzu Merkblatt „Antragsunterlagen“) an die LfA weiter. Die Bereitschaftserklärung muss 
eine kurze Beurteilung des Kreditfalls, eine Stellungnahme zur Höhe der Eigenhaftung der Haus-
bank und genaue Angaben über die einzelnen Kreditbedingungen enthalten.  

Für die Bearbeitung des Antrags erhebt die LfA eine einmalige Bearbeitungsgebühr in Höhe von 
0,5 % des Bürgschaftsbetrages (mindestens 250 EUR, höchstens 25.000 EUR). Das Kreditinsti-
tut ist verpflichtet, sich das einmalige Antragsentgelt vom Kreditnehmer erstatten zu lassen.  

7.2  Die Hausbank hat ab dem Zeitpunkt, an dem sie das Bürgschaftsangebot anerkennt bzw. bei von 
der LfA refinanzierten Darlehen ab dem Zeitpunkt der Auszahlung, eine laufende Avalprovision 
aus dem jeweiligen Bürgschaftsbetrag zu zahlen. Die Provision ist grundsätzlich wie folgt gestaf-
felt: 

 - Bürgschaften für Investitionskredite 
 (auch außerhalb Deutschlands) und Inlandsavale 1 % p. a. 

- Bürgschaften für Betriebsmittelkredite und Konsolidierungsvorhaben  
(einschließlich Rettungs- und Umstrukturierungsbürgschaften) 2 % p. a. 

- Bürgschaften für Betriebsmittelkredite und Konsolidierungsvorhaben (ein- 
schließlich Rettungs- und Umstrukturierungsbürgschaften) bei erhöhtem Risiko 3 % p. a. 

Falls beihilferechtliche Regularien davon abweichende Avalprovisionssätze notwendig machen 
(z. B. Safe-Harbour-Prämien), können die vorgenannten Provisionssätze im Einzelfall überschrit-
ten werden. 

Das Kreditinstitut ist berechtigt, die Avalprovision dem Kreditnehmer in Rechnung zu stellen. 

Die Provision wird bei Bürgschaften für von der LfA refinanzierte Darlehen, die vierteljährliche 
Zins- und Tilgungsstrukturen aufweisen sowie grundsätzlich für von der LfA nicht refinanzierte 
Darlehen vierteljährlich nachträglich jeweils zum 31.03., 30.06., 30.09. bzw. 30.12. berechnet. 

Bei allen anderen Bürgschaften wird die Avalprovision halbjährlich nachträglich jeweils zum 
30.06. und 30.12. berechnet. 
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Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

 

Erforderliche Antragsunterlagen nach Produkt und Art der Risikoübernahme 
(Die LfA Förderbank Bayern bzw. die Bürgschaftsbank Bayern GmbH (BBB) behalten sich vor, im Einzelfall zusätzliche 
Unterlagen anzufordern.) 
 

 Erforderliche Unterlagen gemäß Seite 2 mit folgenden Nummern: 

Produkt 

Wenn ohne 
LfA-Risiko1), 

dann: 

Wenn mit LfA-Risiko1) bis einschl. 
250.000 EUR… 

Wenn mit LfA-
Risiko1) über 
250.000 EUR 
bis einschl. 

750.000 EUR, 
dann zusätz-
lich zu Unter-
lagenspalten 

1-3: 

 Wenn mit LfA-
Risiko1) über 
750.000 EUR 
oder immer 
wenn mit 

Bürgschaft der 
BBB, dann 

immer: 

…aufgrund 
Haftungsfrei-
stellung, dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-

spalte 1: 

…aufgrund 
einer Bürg-
schaft, dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-
spalten 1-2: 

 

Startkredit 1, 2, 32), 22 4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 304) 

Investivkredit 1, 2, 32), 22 4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 304) 

Universalkredit 1, 2, 3 4, 5, 25 
6, 7, 123), 193) , 

304) 
8-11, 13-183) 

 
1-19, 25, 304) 

Innovationskredit 4.0 
1, 2, 32), 21, 

26 
4,5  6, 7, 304) 8-10, 12-193) 

 1, 2, 32), 4-19, 
21, 26, 27, 304) 

Energiekredit 
1, 2, 32), 22, 

28 
4, 5 6, 7, 304) 8-11 

 1, 2, 32), 4-19, 
22, 28, 304) 

Energiekredit Plus 
1, 2, 32), 22, 

28 
4, 5 6, 7, 304) 8-11 

 1, 2, 32), 4-19, 
22, 28, 304) 

Energiekredit 
Gebäude 

1, 2, 32) 4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

304) 

Energiekredit 
Regenerativ 

1, 2, 22, 29 4, 5 nicht zutreffend 8-11 
 1, 2, 4-19, 22, 

29 

Energiekredit 
Regenerativ Plus 

1, 2, 32), 22, 
29 

4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 29, 304) 

Ökokredit 
1, 2, 32), 
22, 23 

4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 23, 304) 

Regionalkredit 20 1, 2, 4, 5 6, 7, 304) 8-11 
 

1, 2, 4-20, 304) 

Akutkredit 1, 2, 3, 24 
nicht 

zutreffend 
4-7, 123), 193) , 

304) 
8-11, 13-183) 

 
1-19, 24, 304) 

Verbürgung von 
Fremdkrediten 

nicht 
zutreffend 

nicht 
zutreffend 

1-7, 123), 193) , 
304) 

8-11, 13-183) 
 

1-19, 304) 

1) Gesamtobligo der LfA, d. h. die Summe des im Einzelfall bereits bestehenden Risikos und des neu zu überneh-
menden Risikos für die LfA (z. B. aus Haftungsfreistellungen, Bürgschaften, Garantien), und zwar unter Berück-
sichtigung aller Gesellschafter und der Gesellschaft selbst. 

2) Nur bei Beantragung auf Grundlage der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/2013. 
3) Nur soweit Betriebsmittelkredite bzw. Konsolidierungsvorhaben (mit)finanziert werden. 

     4) Nur bei Beantragung einer LfA-Bürgschaft für Unternehmen, die infolge des Krieges in der Ukraine vorübergehend in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten sind. 
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Basisunterlagen 

  1 Standardantrag (Vordruck 100 bzw. bei Universalkrediten ohne Risikoübernahme und ohne 
Kombination mit anderen LfA-Produkten Vordruck 200) 

  2 Besitz- und Beteiligungsverhältnisse (Vordruck 101) 
 Nur soweit es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen handelt und die Positionen im Standardantrag nicht 

ausreichen, weil z. B. mehrere Gesellschafter anzugeben sind. 

  3 De-minimis-Erklärung (Vordruck 120). 

Ergänzende Unterlagen bei Risikoübernahmen 

  4 Private Vermögens- und Schuldenaufstellung der Inhaber, Gesellschafter und deren Ehegatten (mit An-
gaben zum Familien- und Güterstand sowie zu Verpflichtungen und regelm. außerbetriebl. Einkünften) 

 Bei Haftungsfreistellung mit LfA-Risiko von bis zu 250.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser Unterlagen in der 
Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. 

  5 Sicherheitenspiegel 
 Bei Haftungsfreistellung mit LfA-Risiko von bis zu 250.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser Unterlagen in der 

Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. 

  6 Bereitschaftserklärung Hausbank (Vordruck 104) 

  7 Jahresabschlüsse der letzten 2 Jahre einschließlich Erläuterungen  
 Ggf. Zwischenstatus, wenn der Bilanzstichtag mehr als 6 Monate zurückliegt, ggf. auch von nahestehenden Unternehmen 

bzw. Konzernabschlüsse; bei nicht bilanzierenden Betrieben: Einnahme- und Überschussrechnungen der letzten 2 Jahre 
inkl. betriebliche Vermögens- und Schuldenaufstellung neuesten Datums. 

Regelmäßig einzureichen bei LfA-Risiko über 250.000 EUR 

  8 Anlage Persönliche Verhältnisse (Vordruck 102) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist 

zusätzlich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden Unter-
nehmen die Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von Unternehmen nur auszufüllen, wenn 
keine 2 Jahresabschlüsse für 2 vollständige Geschäftsjahre vorliegen (ggf. ist die Anlage dann durch die Gesellschafter 
auszufüllen). 

  9 Anlage Wirtschaftliche Verhältnisse (Vordruck 103) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist zusätz-

lich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden Unternehmen die 
Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von natürlichen Personen nur auszufüllen, wenn bereits 
ein Jahresabschluss für ein vollständiges Geschäftsjahr vorliegt. 

10 Unternehmenskonzept 
 Bei einem LfA-Risiko bis einschließlich 750.000 EUR nur bei Gründungsvorhaben erforderlich. 

11 Übernahme-/Kaufvertrag 

In der Regel erst einzureichen bei LfA-Risiko über 750.000 EUR 

12 Umsatz- und Ertragsvorschau (ggf. als GuV-Rechnung) für das laufende und die folgenden 2 Jahre 

13 Kurzer beruflicher Werdegang des Inhabers/der geschäftsführenden Gesellschafter 

14 Handelsregisterauszug 

15 Gesellschaftsvertrag 

16 Miet-/Pachtvertrag 

17 Grundbuchauszug sowie bankinterne Verkehrswertermittlung für alle betrieblichen und privaten Immobilien 

18 Aufstellung des Kapitaldienstes und der Absicherung bestehender betrieblicher und privater Verpflichtungen 

19 Detaillierte Liquiditätsplanung mindestens für ein Jahr, abgestellt auf Monate 

Besondere Vordrucke für einzelne Produkte 

20 Antrag auf Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen, Vordruck 90 IH / 90 FV bei Tourismusvorhaben 

21 LfA-Anlage zum Antrag – Förderfähige Maßnahmen Innovationskredit 4.0 (Vordruck 117) 

22 KfW-Formular Nr. 141658 „Statistisches Beiblatt der KfW – Investitionen allgemein –“ 

23 KfW-Formular Nr. 600 000 2222 „Anlage zum Kreditantrag KfW-Umweltprogramm“ 

24 Konsolidierungskonzept (formlos) mit Jahresabschlüssen der letzten 2 Jahre 
 Ggf. Zwischenstatus, wenn der Bilanzstichtag mehr als 6 Monate zurückliegt. Nicht erforderlich, falls Akutkredit mit einem 

Darlehensbetrag von bis zu 100.000 EUR und wenn die Hausbank im Standardantrag (Vordruck 100) die im LfA-Merkblatt 
„Akutkredit“ in Tz. 6 dargestellte Erklärung abgibt. 

25   Ergänzungsbogen zum Antrag Universalkredit mit Haftungsfreistellung (Vordruck 106)  
Nur einzureichen bei haftungsfreigestellten Darlehen von mehr als 150.000 EUR. Verbleibt i. d. R. bei der Hausbank. 

26 KfW-Formular Nr. 600 000 4013 „Statistisches Beiblatt – ERP-Digitalisierungs- und Innovationskredit“ 
27   Ergänzungsbogen zum Antrag Innovationskredit 4.0 (IV6, IU6) (Vordruck 105) 
 Nur einzureichen bei haftungsfreigestellten Darlehen von mehr als 1.400.000 EUR. Verbleibt i. d. R. bei der Hausbank. 

28 Bestätigung der Energieeinsparung zum Energiekredit und Energiekredit Plus (Vordruck 119) 
Verbleibt bei der Hausbank. 

29 LfA-Anlage zum Antrag Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus (Vordruck 130    
bzw. alternativ ein vom Antragsteller unterschriebener Ausdruck der gBzA der KfW) 

30   Ergänzende Angaben zum Antrag: Ukraine-Bürgschaften der LfA (Vordruck 107) 
Nur einzureichen bei Bürgschaften der LfA für Unternehmen, die infolge des Krieges in der Ukraine vorübergehend in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten sind.  
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1 Begriff 

Als „Beihilfen“ (Subventionen) gelten vereinfachend 
öffentliche Zuwendungen, die dem Begünstigten ei-
nen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Beispiele 
sind zinsverbilligte Darlehen, Zuschüsse, Bürgschaf-
ten, Garantien oder Beteiligungen. Beihilfen an Unter-
nehmen sind nach dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) nur mit dem gemein-
samen Markt vereinbar, soweit sie sich nicht negativ 
auf den innergemeinschaftlichen Wettbewerb auswir-
ken. 

In Beihilferegelungen, beispielsweise sog. Gruppen-
freistellungsverordnungen, hat die Europäische Kom-
mission festgelegt, unter welchen Bedingungen und 
in welchem Umfang Fördermaßnahmen statthaft 
sind. Zulässig sind zudem Finanzierungshilfen, die 
aufgrund ihrer am Markt ausgerichteten Konditionen 
beihilfefrei sind. 

2 Kriterien der beihilferechtlichen Einordnung 

In den Programmmerkblättern der LfA Förderbank 
Bayern (LfA) ist geregelt, unter welchen Vorausset-
zungen eine Förderung möglich ist. Beihilferechtlich 
entscheidend ist dabei u. a., 

• ob der Antragsteller als kleines, mittleres oder gro-
ßes Unternehmen im Sinne der EU einzuordnen 
ist (siehe Tz. 6) und 

• ob er als wirtschaftlich gesundes Unternehmen o-
der Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-
beihilferechtlicher Definition zu klassifizieren ist 
(siehe Tz. 7). 

Darüber hinaus sind zu beachten: 

• der Verwendungszweck, z. B. materielle oder im-
materielle Investitionen, Betriebsmittelfinanzie-
rung, etc. (siehe jeweilige Programmmerkblätter) 
und  

• die Branche des antragstellenden Unternehmens, 
da für Beihilfen zugunsten von Unternehmen be-
stimmter Wirtschaftszweige Sonderbestimmun-
gen (siehe Tz. 8) gelten. 

3 Beihilferegelungen 

Auf welcher beihilferechtlichen Grundlage die LfA 
Beihilfen gewährt, ergibt sich aus den jeweiligen Pro-
grammmerkblättern. Dieses Merkblatt listet die für die 
LfA relevanten beihilferechtlichen Grundlagen auf 
und skizziert deren Bedingungen. Zu unterscheiden 
sind zinsverbilligte Darlehen bzw. Bürgschaften auf 
Basis 

• von Artikel 17 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU; siehe Tz. 9), 

• der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 10), 

• der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unterneh-
men in Schwierigkeiten (siehe Tz. 11.1) sowie 

• des Befristeten Krisenrahmens („temporary crisis 
framework“) für staatliche Beihilfen zur Stützung 
der Wirtschaft infolge der Aggression Russlands 
gegen die Ukraine (siehe Tz. 11.2). 

4 Beihilfewert 

Unter dem „Beihilfewert“ versteht man den Vorteil, 
den ein Unternehmen aus einer Beihilfe (Förderung) 
zieht. 

Wird dieser ins Verhältnis zu den förderfähigen Kos-
ten gesetzt, ergibt sich die sog. „Beihilfeintensität“ in 
Prozent. 

Bei Zuschüssen stellt die Höhe des Zuschusses den 
Beihilfewert dar. 

Bei zinsverbilligten Darlehen wird der Beihilfewert als 
Zinsvorteil festgelegt, der sich aus der Differenz zwi-
schen Effektivzinssatz des Förderdarlehens und ei-
nem Normalzinssatz (sog. Referenzzinssatz) finanz-
mathematisch errechnet. Der Referenzzinssatz wird 
nach einem speziellen, durch die EU-Kommission 
festgelegten Verfahren ermittelt. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Die Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- 
und Beratungsphase und sind unverbindlich. Maß-
geblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum 
Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

5 Beihilfehöchstwert 

Die EU-Beihilferegelungen bestimmen, bis zu wel-
cher maximalen Höhe Beihilfen gewährt werden dür-
fen. Dabei gelten verschiedene relative (maximale 
Beihilfeintensität) oder absolute Beihilfehöchstwerte. 

Alle für dasselbe Vorhaben gewährten Beihilfen müs-
sen addiert („kumuliert“) werden. Dabei sind die Ku-
mulierungsregeln gemäß Art. 8 der AGVO zu beach-
ten; sofern Beihilfen für dieselben förderfähigen Kos-
ten auf Grundlage der AGVO mit weiteren AGVO-
Beihilfen, Beihilfen nach anderen Beihilferegelungen 
bzw. der De-minimis-Verordnung kumuliert werden, 
gilt demnach – soweit der Kumulierung nicht pro-
grammspezifische oder beihilferechtliche Bestim-
mungen entgegenstehen – immer die/der höchste 
nach der AGVO geltende Beihilfeintensität/Beihilfebe-
trag. 

Beihilfehöchstwerte von Beihilferegelungen, die nicht 
als Grundlage für Produkte der LfA dienen, sind im 
Einzelfall bei dem jeweiligen Fördermittelgeber zu er-
fragen. 

6 KMU-Kriterium 

6.1 Definition 

Bestimmte Beihilfen dürfen nur zugunsten sog. KMU 
(kleine und mittlere Unternehmen) gewährt werden. 
Die Einstufung als kleines bzw. mittleres Unterneh-
men spielt zudem oft bei den zulässigen Beihilfe-
höchstwerten (siehe auch Tz. 5) eine Rolle. 

In der Empfehlung der Kommission 2003/361/EG 
vom 06.05.2003 betreffend die Definition der Kleinst-
unternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (Amtsblatt der EU Nr. L 124/36 vom 
20.05.2003) werden kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) als Unternehmen definiert, die  
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• weniger als 250 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
43 Mio. EUR haben. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die 

• weniger als 50 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
10 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. EUR haben. 

6.2 Erläuterungen 

Die Angaben zur Berechnung der Schwellenwerte 
(Mitarbeiterzahl, Umsatz, Bilanzsumme) beziehen 
sich auf den letzten durchgeführten Jahresabschluss 
und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden 
vom Stichtag des Jahresabschlusses an berücksich-
tigt. 

Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch 
keinen Abschluss für einen vollständigen Rechnungs-
zeitraum vorlegen kann, werden die Schwellenwerte 
im laufenden Geschäftsjahr nach Treu und Glauben 
geschätzt. 

Ein Unternehmen erwirbt bzw. verliert den KMU-Sta-
tus erst dann, wenn es in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren die genannten Schwellenwerte un-
ter- bzw. überschreitet. Beruht die Unter-/Überschrei-
tung der Schwellenwerte jedoch auf einer Änderung 
der gesellschaftlichen Eigentumsverhältnisse durch 
Verkauf oder Erwerb von Kapitalanteilen am Antrag 
stellenden Unternehmen bzw. im Unternehmensver-
bund (verbundene Unternehmen und/ oder Partner-
unternehmen, siehe unten), so tritt der Erwerb bzw. 
Verlust des KMU-Status unmittelbar ein. In diesen 
Fällen sind die aktuellen Beteiligungsverhältnisse 
heranzuziehen. 

Ein Unternehmen ist grundsätzlich kein KMU, wenn 
25 % oder mehr seines Kapitals oder seiner Stimm-
rechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren 
öffentlichen Stellen oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert wer-
den. 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresar-
beitseinheiten (JAE), d. h. der Anzahl der während ei-
nes Jahres beschäftigten Vollzeitarbeitnehmer. Teil-
zeitbeschäftigte und Saisonarbeiter werden nur ent-
sprechend ihres Anteils an den JAE berücksichtigt. 
Die Zeiten des Mutterschutzes bzw. der Elternzeit 
werden nicht mitgerechnet. Auszubildende sind nicht 
zu berücksichtigen. 

Für die Berechnung der Schwellenwerte gilt ein diffe-
renziertes Berechnungsmodell je nach Unterneh-
menstyp. Nach der zunehmenden Verflechtung des 
Unternehmens mit anderen Unternehmen unterschei-
det man: 

• eigenständige Unternehmen, 

• Partnerunternehmen und 

• verbundene Unternehmen. 

6.3 Eigenständige Unternehmen 

Um ein eigenständiges Unternehmen handelt es sich 
insbesondere, wenn keine Verflechtungen mit ande-
ren Unternehmen vorliegen. Es darf auch kein Ver-
bund mit anderen Unternehmen über eine natürliche 

Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe na-
türlicher Personen bestehen, sofern diese Unterneh-
men ganz oder teilweise in demselben Markt oder in 
benachbarten Märkten tätig sind. 

Bei einem eigenständigen Unternehmen werden die 
Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanzsumme aus-
schließlich auf der Grundlage der Daten dieses Un-
ternehmens berechnet. In diesem Fall ist es ausrei-
chend, dass die Angaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz 
und Bilanzsumme in Form einer vom Antragsteller un-
terschriebenen Selbsterklärung (z. B. mittels Vor-
druck 241) in den Kreditakten bei der Hausbank do-
kumentiert sind. 

6.4 Partnerunternehmen bzw. verbundene Unternehmen 

Hat ein Unternehmen vor- oder nachgeschaltete Part-
nerunternehmen oder verbundene Unternehmen, so 
ist es erforderlich, dass der Antragsteller den KMU-
Berechnungsbogen anhand der im „Informationsblatt 
Allgemeine Erläuterungen zur Definition der Klein-
stunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU)“ gegebenen Erläuterungen ausfüllt. 
Der ausgefüllte Berechnungsbogen sowie die daraus 
resultierenden Angaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz 
und Bilanzsumme müssen in Form einer vom Antrag-
steller unterschriebenen Selbsterklärung in den Kre-
ditakten bei der Hausbank dokumentiert sein. 

Zur detaillierten Definition der eigenständigen Unter-
nehmen, Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen sowie zur Berechnung der Schwellen-
werte bei Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen wird auf das Informationsblatt zur KMU-
Definition verwiesen. 

7 Unternehmen in Schwierigkeiten 

Im Hinblick auf die Förderfähigkeit und den beizumes-
senden Beihilfewert ist es i. d. R. von Bedeutung, ob 
es sich um ein gesundes Unternehmen oder um ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten nach Definition der 
Europäischen Union handelt. 

7.1 Definition 

Ein Unternehmen gilt nach den Leitlinien der Kommis-
sion für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 31.07.2014) 
dann als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es 
auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Ein-
stellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein 
wird, wenn der Staat nicht eingreift. 

7.2 Kriterien 

Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unter-
nehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine 
der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist – vgl. Leitli-
nien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (siehe Tz. 7.1) bzw. Art. 2 Ziffer 18 der AGVO 
(siehe Tzn. 3 und 9): 

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte 
des Grund-/Stammkapitals infolge aufgelaufener 
Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für 
KMU, die noch keine drei Jahre bestehen. Der Be-
griff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios. 

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte 
der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Ei-
genmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren-
gegangen. Dies gilt nicht für KMU, die noch keine 
drei Jahre bestehen. 
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• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insol-
venzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag sei-
ner Gläubiger. 

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das 
Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 

• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe 
(siehe Tz. 11) erhalten und der Kredit wurde noch 
nicht zurückgezahlt oder die Bürgschaft ist noch 
nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine 
Umstrukturierungsbeihilfe (siehe Tz. 11) erhalten 
und unterliegt immer noch einem Umstrukturie-
rungsplan. 

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien 
(siehe Tz. 6) nicht erfüllen: In den vergangenen 
beiden Jahren lag 

− der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des 
Unternehmens über 7,5 und 

− das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsauf-
wendungen des Unternehmens unter 1,0. 

7.3 Neu gegründete Unternehmen 

Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei 
Jahren nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit als neu 
gegründet. 

Die Gewährung von Rettungs- oder Umstrukturie-
rungsbeihilfen an neu gegründete Unternehmen ist 
unabhängig von deren Größenklasse oder Finanzsi-
tuation ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn 
ihre anfängliche Finanzsituation prekär ist. Dies gilt 
insbesondere für neue Unternehmen, die aus der Ab-
wicklung oder der Übernahme der Vermögenswerte 
eines anderen Unternehmens hervorgegangenen 
sind. 

KMU werden in den ersten drei Jahren ihres Beste-
hens grundsätzlich nur dann als Unternehmen in 
Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand ei-
nes Insolvenzverfahrens sind oder die im innerstaat-
lichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. 

Für die Zwecke der Bürgschaftsmitteilung (Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in 
Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften; 
veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. C 155/10 vom 
20.06.2008, geändert durch Berichtigung der Mittei-
lung im Amtsblatt der EU Nr. C 244/32 vom 
25.09.2008) wird für KMU, die vor weniger als drei 
Jahren gegründet wurden, nicht davon ausgegangen, 
dass sie sich in Schwierigkeiten befinden. 

8 Branchenspezifische Förderbeschränkungen 

Sofern für einzelne Wirtschaftszweige spezielle Best-
immungen der EU für staatliche Beihilfen gelten, sind 
diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten. 

In Abhängigkeit von der zugrunde liegenden EU-
Beihilferegelung sind Förderbeschränkungen in der 
Praxis vor allem für Unternehmen, die im gewerbli-
chen Straßengüterverkehr tätig sind, und im Agrarbe-
reich (insbesondere Förderbeschränkungen hinsicht-
lich der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse gemäß Anhang I AEUV) von Bedeutung. 

9 Investitionsbeihilfen für KMU gemäß der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

Investitionsbeihilfen für KMU (KMU-Investitionsbei-
hilfen) sind zulässig auf Basis von Art. 17 der AGVO 
(Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17.06.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amts-
blatt der EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fas-
sung der Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 
23.07.2021 (Amtsblatt der EU Nr. L 270/39 vom 
29.07.2021). 

Als KMU-Investitionsbeihilfen sind Investitionen in 
materielle und/oder immaterielle Vermögenswerte zur 
Errichtung einer neuen bzw. Erweiterung einer beste-
henden Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Pro-
duktion einer Betriebsstätte durch neue, zusätzliche 
Produkte oder zu einer grundlegenden Änderung des 
gesamten Produktionsprozesses einer bestehenden 
Betriebsstätte förderfähig. 

Immaterielle Vermögenswerte sind nur förderfähig, 
wenn sie in der Betriebsstätte genutzt werden, die die 
Beihilfe erhält. Sie müssen abschreibungsfähig sein, 
von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer ste-
hen zu Marktbedingungen erworben und mindestens 
drei Jahre in der Bilanz aktiviert werden. 

Der Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebs-
stätte ist nur unter restriktiven Bedingungen förderfä-
hig, d. h. sofern folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

• die Betriebsstätte wurde geschlossen oder wäre 
ohne diesen Erwerb geschlossen worden; 

• die Vermögenswerte werden von Dritten, die in 
keiner Beziehung zum Käufer stehen, erworben 
(gilt nicht bei der Übernahme eines kleinen Unter-
nehmens durch Familienmitglieder der ursprüngli-
chen Eigentümer oder durch ehemalige Beschäf-
tigte); 

• das Rechtsgeschäft erfolgt zu Marktbedingungen. 

Die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen 
gilt nicht als Investition. 

KMU-Investitionsbeihilfen sind nicht zulässig für Un-
ternehmen in Schwierigkeiten gemäß EU-Definition 
(siehe Tz. 7). 

Ebenfalls nicht zulässig sind gemäß Art. 1 Abs. 2 bis 
5 AGVO-Beihilfen für 

• Unternehmen, die einer früheren Beihilferückfor-
derungsanordnung der EU-Kommission nicht 
nachgekommen sind, 

• Beihilfen für Fischerei und Aquakultur, 

• Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Ausfuhren in Drittländer oder Mitgliedstaaten, ins-
besondere Beihilfen die unmittelbar mit den aus-
geführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb 
eines Vertriebsnetzes oder anderen laufenden 
Kosten in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zu-
sammenhängen, 

• Beihilfen, die davon abhängig gemacht werden, 
dass einheimische Waren Vorrang vor eingeführ-
ten Waren erhalten. 
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Die Beihilfeintensität darf bei KMU-Investitionsbei-
hilfen folgende Sätze nicht überschreiten: 

• für kleine Unternehmen 20 % und 

• für mittlere Unternehmen 10 % 

der beihilfefähigen Kosten. 

Zu beachten ist zudem der absolute Beihilfehöchst-
betrag von 7,5 Mio. EUR pro Unternehmen und In-
vestitionsvorhaben. 

KMU-Investitionsbeihilfen der LfA sind: 

• Investivkredit 

• Energiekredit 

• Energiekredit Plus 

• Energiekredit Gebäude 

• Energiekredit Regenerativ Plus 

• Ökokredit 

• Bürgschaften für mittelständische Unternehmen in 
bestimmten Konstellationen (siehe Merkblatt 
„Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

Für die genannten Darlehensprodukte kann alternativ 
eine Ausreichung auf Grundlage der De-minimis-Ver-
ordnung (siehe Tz. 10) beantragt werden, sofern die 
diesbezüglichen Kriterien eingehalten werden. 

10 De-minimis-Beihilfen 

Eine Beihilfe muss nicht notifiziert und genehmigt 
werden und kann auf Grundlage der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 vom 18.12.2013 (Amtsblatt der EU Nr. 
L 352/1 vom 24.12.2013) in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 (Amtsblatt 
der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020) als sog. De-mi-
nimis-Beihilfe gewährt werden, wenn der Gesamtbe-
trag der beizulegenden Beihilfewerte (siehe Tz. 4), 
die „ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-mi-
nimis-Verordnung (das begünstigte Unternehmen 
und mit ihm relevant verbundene Unternehmen, De-
tails siehe unten) innerhalb von drei Kalenderjahren 
erhält, den absoluten Höchstbetrag (De-minimis-
Schwellenwert) von 200.000 EUR bzw. 100.000 EUR 
bei Unternehmen, die im gewerblichen Straßengüter-
verkehr tätig sind, nicht übersteigt. 

Bei jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist 
die Gesamtsumme der im laufenden Kalenderjahr so-
wie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren 
gewährten De-minimis-Beihilfen für die Anrechnung 
auf den Höchstbetrag maßgeblich. 

Der Begriff „ein einziges Unternehmen“ bezieht für die 
Zwecke der De-minimis-Verordnung alle Unterneh-
men mit ein, die zueinander in mindestens einer der 
folgenden Beziehungen stehen: 

a) Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimm-
rechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines 
anderen Unternehmens; 

 

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu 
bestellen oder abzuberufen; 

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem an-
deren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder 
aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berech-
tigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses 
Unternehmen auszuüben; 

d) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell-
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt ge-
mäß einer mit anderen Anteilseignern oder Ge-
sellschaftern dieses anderen Unternehmens ge-
troffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle 
über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen 
Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere an-
dere Unternehmen zueinander in einer der vorge-
nannten Beziehungen stehen, werden als „ein einzi-
ges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-Verord-
nung betrachtet. 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle 
De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unterneh-
men im laufenden Kalenderjahr sowie in den voran-
gegangenen zwei Kalenderjahren gewährt wurden, 
angegeben werden. 

Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden 
die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zuge-
rechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, 
für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. 
Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung 
auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals 
zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung erfol-
gen. 

De-minimis-Beihilfen sind i. d. R. den geförderten Un-
ternehmen zuzurechnen. Daher ist auch bei Antrag-
stellung durch eine natürliche Person die De-minimis-
Erklärung im Hinblick auf das begünstigte Unterneh-
men auszufüllen. So sind – auch im Falle des Erwerbs 
einer tätigen Beteiligung – die Vorförderungen des 
Unternehmens und mit ihm relevant verbundener Un-
ternehmen mit anzugeben. Aus demselben Grund 
sind im Falle einer gemeinschaftlichen Existenzgrün-
dung durch mehrere Antragsteller die parallel bean-
tragten Beträge aller Antragsteller für das begünstigte 
Unternehmen und mit ihm relevant verbundener Un-
ternehmen anzuführen. Um den beihilferechtlichen 
Vorgaben der EU-Kommission zu genügen, hat der 
Antragsteller ggf. die von der LfA zu erstellende De-
minimis-Bescheinigung, die die Höhe des gewährten 
De-minimis-Beihilfebetrags ausweist, auch gegen-
über dem begünstigten Unternehmen bekannt zu ma-
chen. 

Keine Antragsberechtigung besteht 

• für Unternehmen, die sich in einem Insolvenzver-
fahren befinden oder die im deutschen Recht vor-
gesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubi-
ger erfüllen; 

• für exportbezogene Tätigkeiten, d. h. wenn ein un-
mittelbarer Zusammenhang der Beihilfe mit den 
ausgeführten Mengen, der Errichtung und dem 
Betrieb eines Vertriebsnetzes oder den laufenden 
exportbezogenen Ausgaben besteht; 

• für Beihilfen, die davon abhängig sind, dass hei-
mische Waren Vorrang vor eingeführten Waren 
haben; 

• für den Erwerb von Fahrzeugen für den Straßen-
güterverkehr durch Unternehmen des gewerbli-
chen Straßengüterverkehrs. 

Für Unternehmen, die in der Fischerei und Aquakultur 
tätig sind, gelten gesonderte Förderbestimmungen. 

De-minimis-Beihilfen können grundsätzlich mit ande-
ren Beihilfen kombiniert werden, die der Empfänger 
aufgrund von der Kommission genehmigten bzw. frei-
gestellten Regelungen für dasselbe Vorhaben (die-
selben förderfähigen Kosten) erhält oder erhalten hat 
(z. B. Investivkredit, Regionalförderung, Ökokredit), , 
sofern der aus der Kombination resultierende Beihil-
fewert nicht die Beihilfeobergrenze übersteigt, die für 
die freigestellte bzw. genehmigte Regelung festgelegt 
wurde. 

Weiterhin besteht eine Kumulierungspflicht o. g. De-
minimis-Beihilfen mit nach den gesonderten Verord- 
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nungen für den Agrarsektor (Primärerzeugung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse) und den Fischereisektor 
gewährten De-minimis-Beihilfen sowie De-minimis-
Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbrin-
gen („DAWI-De-minimis-Beihilfen“). 

Bei Kombination mit DAWI-De-minimis-Beihilfen dür-
fen innerhalb von drei Kalenderjahren die gewährten 
sonstigen De-minimis-Beihilfen und DAWI-De-mini-
mis-Beihilfen den Gesamtbetrag von 500.000 EUR 
nicht übersteigen. 

De-minimis-Produkte der LfA sind: 

• Startkredit 

• Universalkredit 

• Innovationskredit 4.0 

• Akutkredit 

• Bürgschaften der LfA in bestimmten Konstellatio-
nen (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Be-
willigungsgrundsätze“). 

Der Startkredit und der Innovationskredit 4.0 können 
alternativ als KMU-Investitionsbeihilfe gemäß AGVO 
(siehe Tz. 9) beantragt werden, sofern die entspre-
chenden beihilferechtlichen Vorgaben eingehalten 
werden. 

11 Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten 

11.1 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten 

Bürgschaften der LfA zugunsten von KMU, die sich in 
Schwierigkeiten nach EU-Definition (siehe Tz. 7) be-
finden, werden auf Grundlage der Leitlinien der Kom-
mission für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 
31.07.2014) gewährt (siehe Merkblatt „Bürgschaften 
der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

11.2 Befristeter Krisenrahmen für staatliche Beihilfen zur 
Stützung der Wirtschaft infolge der Aggression Russ-
lands gegen die Ukraine 

 Den Unternehmen, die von den militärischen Aggres-
sionen Russlands gegen die Ukraine und den von der 
EU und ihren internationalen Partnern erlassenen 
und ggf. noch zu erlassenden Sanktionen sowie mög-
lichen wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispiels-
weise Russlands betroffen sind, können auf Grund-
lage der Mitteilung der Kommission C (2022) 1890 
vom 23.03.2022 zum Befristeten Krisenrahmen für 
staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft in-
folge der Aggression Russlands gegen die Ukraine 
(Amtsblatt der EU Nr. C 131 I/01 vom 24.03.2022) 
bzw. auf Basis der diesbezüglich notifizierten Bun-
desregelungen mit dem Binnenmarkt vereinbare Bei-
hilfen gewährt werden. 

Die LfA nutzt die Ziffer 2.2. des Befristeten Krisenrah-
mens (Liquiditätshilfe in Form von Garantien) bzw. die 
darauf notifizierte „BKR-Bundesregelung Bürgschaf-
ten 2022“ (SA. 102631 (2022/N)) im Rahmen der LfA-
Bürgschaften.  

Für Bürgschaften der LfA auf Basis der BKR-
Bundesregelung Bürgschaften 2022 gelten insbeson-
dere folgende, v.a. beihilferechtlich vorgegebene 
Rahmenbedingungen: 

Die Gewährung der Bürgschaften (Zusage der LfA an 
die Hausbank) muss bis spätestens 31. Dezember 
2022 erfolgen.  

Unternehmen, die sich am 31.12.2021 in Schwierig-
keiten nach EU-Definition (siehe Tz. 7) befanden, 
sind von der Antragstellung ausgeschlossen. 

Die Laufzeit der Bürgschaften darf maximal 8 Jahre 
betragen. 

Der zu verbürgende Darlehensbetrag darf pro Unter-
nehmen folgende Beträge nicht überschreiten: 

• 15 % des durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
umsatzes in den letzten drei abgeschlossenen 
Rechnungsperioden oder 

• 50 % der Energiekosten in den 12 Monaten vor 
dem Monat der Einreichung des Bürgschaftsan-
trags oder 

• in begründeten Fällen etwa bei besonders starker 
Betroffenheit den Liquiditätsbedarf der kommen-
den 12 Monate bei KMU bzw. 6 Monate bei Nicht-
KMU (auf Grundlage einer Selbstauskunft, die bei 
der LfA einzureichen ist). 

Die Bürgschaften können sowohl zur Absicherung 
von Investitions- als auch Betriebsmittelkrediten ge-
währt werden. 

Die Bürgschaftsquote darf in der Regel bis zu 80 % 
betragen.  

Außerdem ist die LfA als beihilfegebende Stelle ver-
pflichtet, alle Einzelbeihilfen von mehr als 100.000 
EUR (mehr als 10.000 EUR im Landwirtschafts- und 
Fischereisektor), die sie auf Basis des Befristeten Kri-
senrahmens gewährt, auf einer ausführlichen Bei-
hilfe-Website oder über das IT-Instrument der EU-
Kommission zu veröffentlichen. 

Für die Avalprovisionen gelten nach Laufzeit, Unter-
nehmensgröße und Zeitverlauf gestaffelte Mindest-
werte. 

Kumulierungsregeln: 

Bürgschaften auf dieser Basis dürfen mit weiteren 
Beihilfen auf Basis der BKR-Bundesregelung Bürg-
schaften 2022 kombiniert werden, sofern sich diese 
nicht auf dasselbe Darlehen beziehen und der Ge-
samtdarlehensbetrag je Unternehmen nicht über-
schritten wird. 

Die Kumulierung von Beihilfen nach der BKR-
Bundesregelung Bürgschaften 2022 mit Beihilfen 
nach dem Befristeten Krisenrahmen und dem befris-
teten COVID-19-Rahmen für staatliche Beihilfen zur 
Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen 
Ausbruchs von COVID-19 ist zulässig, sofern die je-
weils einschlägigen Kumulierungsvorschriften einge-
halten werden. Nicht zulässig ist die Kumulierung von 
Beihilfen nach der BKR-Bundesregelung Bürgschaf-
ten 2022 mit Beihilfen nach Abschnitt 2.3 des Befris-
teten Krisenrahmens (Liquiditätshilfe in Form zinsver-
günstigter Darlehen) oder den Abschnitten 3.2 (Liqui-
ditätshilfe in Form von Garantien) oder 3.3. (Liquidi-
tätshilfe in Form zinsvergünstigter Darlehen) des be-
fristeten COVID-19-Rahmens für denselben Darle-
hensbetrag. 

Wenn bereits Bürgschaften auf Basis der Bundesre-
gelung Bürgschaften 2020 für die Bewältigung der 
COVID-Krise als Liquiditätshilfe gewährt wurden und 
der Gesamtdarlehensbetrag anhand des Liquiditäts-
bedarfs berechnet wird, darf der Gesamtliquiditätsbe-
darf des jeweiligen Unternehmens nur einmal durch 
eine Beihilfe gedeckt werden. 

Die Kombination von Beihilfen nach dieser Bundesre-
gelung mit Beihilfen auf Basis der AGVO bzw. der De-
minimis-VO ist grundsätzlich zulässig. Sollen BKR-
Beihilfen für den Liquiditätsbedarf und damit für nicht 
bestimmbare beihilfefähige Kosten gewährt werden 
und überdies AGVO- oder De-minimis-Beihilfen für 
konkrete Investitionen, ist keine Kumulierung der Bei-
hilfewerte erforderlich und somit die Kombination un-
problematisch. Betreffen die jeweiligen Beihilfen  
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jedoch dieselben förderfähigen Kosten – also z. B. 
dieselben Investitionskosten – sind die unterschiedli-
chen Beihilfewerte zu addieren und auf die jeweils 
höchste in dem Einzelfall einschlägige Beihilfeober-
grenze anzurechnen. 

Eine Kumulierung von Beihilfen nach dieser Bundes-
regelung mit Beihilfen nach Artikel 107 Abs. 2 Buch-
stabe b AEUV ist zulässig, wenn die Förderung von 
unmittelbar durch die Kriegshandlungen entstande-
nen Schäden nicht die Einbußen des Empfängers 
übersteigt.  

12 Sonstige Regelungen 

Soweit eine Förderung im Einzelfall auf keiner Beihil-
ferechtsgrundlage erfolgen kann, besteht grundsätz-
lich die Möglichkeit einer Einzelnotifizierung (Einzel-
anmeldung). Die EU-Kommission prüft die Vereinbar-
keit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt dann 
für den konkreten Einzelfall. 

Neben den dargestellten Beihilferegelungen gibt es 
weitere, die derzeit nicht als Grundlage für LfA-Pro-
dukte dienen. Hierzu zählen z. B. die Leitlinien für Re-
gionalbeihilfen. 

Von anderen Fördermittelgebern aufgrund anderer 
als den dargestellten Beihilferegelungen gewährte 
Beihilfen sind ebenfalls bei der Kumulierungsprüfung 
(siehe Tz. 5) zu berücksichtigen. Einzelheiten hierzu 
sind beim jeweiligen Fördermittelgeber zu erfragen. 

Die LfA ist verpflichtet Informationen über gewährte 
Beihilfen an denselben Beihilfeempfänger, die für die-
selbe geförderte Tätigkeit bzw. dasselbe geförderte 
Vorhaben einen Beihilfewert von 500.000 EUR errei-
chen, zu melden (Details enthält Art. 9 Abs. 1 lit. c) 
i. V. m. Anhang III der AGVO). Die Veröffentlichung 
erfolgt auf einer Beihilfe-Website der Europäischen 
Kommission. 

13 Fristgerechte Antragstellung 

Eine Antragstellung ist – unter Beachtung der beihil-
ferechtlichen Anforderungen der AGVO – als fristge-
recht anzusehen, wenn der Hausbank vor Vorha-
bensbeginn (Definition siehe Tz. 18 des Merkblatts 
„Bearbeitungsgrundsätze für Startkredit und Investiv-
kredit“) 

• ein vom Antragsteller unterzeichneter vollständi-
ger Antrag (i. d. R. Vordruck 100 einschließlich 
Angaben zu Beginn- und Abschlussdatum des 
Vorhabens in Tz. 4.2 „Vorhabensbeschreibung“) 
oder 

• ein separater vom Antragsteller unterzeichneter 
Beihilfeantrag (Vordruck 125; die Hausbank be-
stätigt den Eingang des Beihilfeantrags und er-
gänzt das Datum der Antragstellung)  

vorliegt. 

Eine eigene schriftliche Dokumentation ist nur zuläs-
sig, wenn sie ebenfalls vom Antragsteller unterzeich-
net ist, die Eingangsbestätigung der Hausbank vor 
Vorhabensbeginn aufweist und folgende Mindestan-
gaben beinhaltet:  

• Name des Unternehmens 

• Größe des Unternehmens 

• Hierfür ist es ausreichend, wenn der Antragsteller 
erklärt, ob das beantragende Unternehmen die 
beihilferechtlichen KMU-Kriterien erfüllt oder 
nicht. 

• Beginn und Ende des Vorhabens 

• Angaben zum Vorhabensbeginn und -ende ent-
sprechend dem Planungsstand zum Zeitpunkt der 
Stellung des Beihilfeantrags sind ausreichend. 

• Vorhabensbeschreibung 
Die Vorhabensbeschreibung muss so konkret  

sein, dass ein späterer Antrag (Vordruck 100) 
eine eindeutige Zuordnung des Investitionsvorha-
bens zu dem Beihilfeantrag gemäß AGVO ermög-
licht. 

• Standort des Vorhabens / Investitionsort  
Der Investitionsort muss so konkret genannt sein, 
dass ein späterer Antrag (Vordruck 100) eine ein-
deutige Zuordnung des Investitionsvorhabens zu 
dem Beihilfeantrag gemäß AGVO ermöglicht. 

• Gesamtkosten des Vorhabens und geplanter öf-
fentlicher Finanzierungsbetrag  
Zur geplanten öffentlichen Finanzierung sind fol-
gende Detailangaben zu jedem Förderprodukt zu 
machen:  

− Name des Förderprodukts  

− Höhe der Finanzierung durch das Förderpro-
dukt  

− Art der Beihilfe des Förderprodukts (z. B. Zu-
schuss, Darlehen, Mezzanine / Nachrang, Be-
teiligung, Garantie / Bürgschaft).  

• Der Antragsteller hat zudem zu bestätigen, dass 
er mit dem genannten Vorhaben vor Stellung des 
schriftlichen Beihilfeantrags noch nicht begonnen 
hat. 

Bei nicht auf Grundlage der AGVO ausgereichten Fi-
nanzierungshilfen kann die Antragstellung zudem als 
fristgerecht angesehen werden, wenn der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn ein hinreichend konkretisierter, 
formloser Antrag vorliegt oder ein konkretes Finanzie-
rungsgespräch (hinsichtlich des/der beantragten Pro-
dukts/Produkte) aktenkundig gemacht ist. Dabei 
muss die Hausbank bestätigen, dass ihr eine Bestäti-
gung des Kunden vorliegt, dass zum Zeitpunkt des 
dokumentierten Gesprächs bzw. der formlosen An-
tragstellung noch nicht mit der Maßnahme begonnen 
worden war. 

Unabhängig von der beihilferechtlichen Grundlage 
kann der Antragsteller nach fristgerechter Antragstel-
lung entsprechend den oben genannten Regelungen 
mit dem Investitionsvorhaben ohne nachteilige Aus-
wirkungen beginnen, sofern der vollständige Antrag 
(Vordruck 100) innerhalb von 3 Monaten nach Vorha-
bensbeginn von der Hausbank bei der LfA eingereicht 
wird (bei beantragten Risikoübernahmen innerhalb 
von 4 bis 6 Wochen). Wird die 3-Monats-Frist nicht 
eingehalten, ist bei Anträgen ohne Risikoübernahme 
eine Kreditzusage ausnahmsweise möglich, wenn 
sich das Investitionsvorhaben zum Zeitpunkt des An-
tragseingangs in der LfA in seinen wesentlichen Tei-
len noch in Durchführung befindet, d. h. in der Regel 
zu nicht mehr als 50 % realisiert ist. Bei der Prüfung 
des Realisierungsgrades kann in begründeten Fällen 
(z. B. bei der Bestellung von Maschinen mit beson-
ders langer Lieferzeit oder Betriebsübernahmen mit 
langen Zahlungszielen) auf den Kaufpreisfluss abge-
stellt werden. Wird auf den Kaufpreisfluss abgestellt, 
so befindet sich das Vorhaben noch „in Durchfüh-
rung“, so lange in der Regel nicht mehr als 50 % 
(an)gezahlt worden sind. 

Zu Sonderregelungen zum Vorhabensbeginn im Uni-
versalkredit siehe entsprechendes Produktmerkblatt. 

Bei vorangegangener Verwendung des Beihilfean-
trags (Vordruck 125) oder einer eigenen schriftlichen 
Dokumentation ist im Freitextfeld des Antrags (Vor-
druck 100) zu ergänzen: „Beihilfeantrag ist am 
TT.MM.JJJJ bei der Hausbank bzw. dem Kreditinsti-
tut x gestellt worden.“. 

Die Aufbewahrungspflicht für den Beihilfeantrag be-
trägt zehn Jahre ab dem Zusagedatum der Beihilfe an 
den Antragssteller. 



 

1 
  107/07.22 

               

Ergänzende Angaben zum Antrag:  

Ukraine-Bürgschaften der LfA 

 

Name/Firma (laut Handelsregister) des Antragstellers, Adresse 
 

 
 

 

 
 

 

Antrag vom 

 
 

 

A. Bestätigung des Antragstellers 
 

Für Unternehmen, die durch die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine und den in 
diesem Zusammenhang von der EU und ihren internationalen Partnern erlassenen und gegebenenfalls 
noch zu erlassenden Sanktionen sowie möglichen wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispielsweise 
Russlands betroffen sind, gelten Sonderbestimmungen bei den LfA-Bürgschaften. 

Bei Antragstellung benötigen wir von Ihnen daher die nachfolgenden Bestätigungen. 

Ich bestätige/Wir bestätigen, dass 

▪ das antragstellende Unternehmen zum Stichtag 31.12.2021 kein Unternehmen in Schwierigkeiten 
im Sinne der EU-Definition (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 in der Fassung der Verordnung Nr. 
2020/972) war (Vertiefende Informationen zu „Unternehmen in Schwierigkeiten“ s. S. 3 dieser 
Anlage). 

▪ einer dieser Kredithöchstbeträge eingehalten wird: 
▪ 15 % des durchschnittlichen jährlichen Gesamtumsatzes in den letzten drei abgeschlossenen 

Rechnungsperioden oder 

▪ 50 % der Energiekosten in den 12 Monaten vor dem Monat der Einreichung des 
Bürgschaftsantrags oder 

▪ in begründeten Fällen etwa bei besonders starker Betroffenheit von den unmittelbaren oder 
mittelbaren Auswirkungen der Aggression und auf der Grundlage einer Selbstauskunft, die bei 
der LfA einzureichen ist:  der Liquiditätsbedarf der kommenden 12 Monate bei KMU bzw. 6 
Monate bei Nicht-KMU. Beispiele für solche Auswirkungen sind Störungen der Lieferketten oder 
ausstehende Zahlungen aus Russland oder der Ukraine, erhöhte Risiken von Cyberangriffen 
oder steigende Preise für bestimmte von der gegenwärtigen Krise betroffene Inputs oder 
Rohstoffe. 
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▪ bei einer Kumulierung mit anderen öffentlichen Finanzierungshilfen die höchstzulässigen 
Beihilfeobergrenzen eingehalten werden (§ 4 der BKR-Bundesregelung Bürgschaften 2022). 
Insbesondere, wenn dem Unternehmen auf Grundlage des „Befristeten COVID-19-Rahmens“ und 
auf der Grundlage der „BKR-Bundesregelung Bürgschaften 2022“ Bürgschaften gewährt werden 
und der Gesamtkreditbetrag anhand des Liquiditätsbedarfs des Unternehmens berechnet wird, darf 
dieser Liquiditätsbedarf nur einmal durch eine Beihilfe gedeckt werden. 

▪ das Unternehmen zum Zeitpunkt der Antragstellung durch die militärische Aggression Russlands 
gegen die Ukraine und den in diesem Zusammenhang von der EU und ihren internationalen 
Partnern erlassenen und gegebenenfalls noch zu erlassenden Sanktionen sowie möglichen 
wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispielsweise Russlands in mindestens einem der folgenden 
Kriterien betroffen ist (bitte Zutreffendes ankreuzen): 

Umsatzrückgang durch weggebrochenen Absatzmarkt (Ukraine, Belarus, Russland).    Davon 
wird ausgegangen, wenn der Anteil des durchschnittlichen Jahresumsatzes der 
Unternehmensgruppe der letzten 3 Jahre in den Märkten Ukraine, Belarus, Russland 
mindestens 10 % des durchschnittlichen Gesamtumsatzes der Unternehmensgruppe in den 
letzten 3 Jahren betrug; 

nachgewiesene Produktionsausfälle in den Ländern Ukraine, Belarus und Russland; 

nachgewiesene Produktionsausfälle aufgrund fehlender Rohstoffe oder Vorprodukte, die 
unmittelbar oder mittelbar aus den Ländern Ukraine, Belarus oder Russland stammen; 

Schließung von Produktionsstätten in der Ukraine, Belarus oder Russland; 

gestiegene Energiekosten, wenn der Energiekostenanteil mindestens 3 % des Jahresumsatzes 
der Unternehmensgruppe im Jahr 2021 betrug. Unter Energiekosten werden 
Energiebeschaffungskosten für Wärme, Strom oder Treibstoff gefasst, wobei es unerheblich ist, 
aus welcher Quelle die Energie stammt; 

Sonstige Betroffenheit (bitte Begründung angeben):  
 
 . 

▪ ich/wir den Inhalt des aktuellen Merkblatts „Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze" zur 
Kenntnis genommen habe/n. 

 
Ich bestätige/wir bestätigen die Richtigkeit der vorstehend gemachten Angaben.  
 
Mir/uns ist bekannt, dass die vorstehenden Angaben zu dem Unternehmen vor Abschnitt A 
(Name/Firma (laut Handelsregister) des Antragstellers und Adresse) und alle vorstehenden 
Bestätigungen unter Abschnitt A subventionserheblich sind im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches 
(StGB) i. V.m. §§ 2, 4 des Subventionsgesetzes (SubvG) und Art. 1 des Bayerischen 
Strafrechtsausführungsgesetzes und dass ich/wir verpflichtet bin/sind, jede Änderung dieser 
subventionserheblichen Tatsachen unverzüglich anzuzeigen, § 3 SubvG. Ich bin/wir sind darüber 
unterrichtet, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche, unvollständige oder unterlassene 
subventionserhebliche Angaben eine Strafverfolgung gemäß § 264 StGB zur Folge haben können. 

 
Mir/Uns ist bekannt, dass die Richtigkeit meiner/unserer Selbstauskunft auf Anforderung der LfA 
Förderbank Bayern anhand von Unterlagen, Belegen und Bilanzen nachzuweisen ist und dass ich/wir 
diese Dokumente für mindestens 10 Jahre nach der Gewährung der Bürgschaft für eine nachträgliche 
Überprüfung aufbewahren muss/müssen. 
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Ich nehme/wir nehmen zur Kenntnis, dass meine/unsere Daten im Rahmen der Beantragung und 
Bearbeitung des Programms von der LfA Förderbank Bayern und den einzuschaltenden Kreditinstituten 
(Hausbank und ggf. durchleitende Kreditinstitute) verarbeitet werden. Ich nehme/wir nehmen die 
Datenschutzgrundsätze unter www.lfa.de/datenschutz zur Kenntnis. 
 

 

 

 

  

Ort und Datum  Unterschrift(en) des Antragstellers 

 

 

Vertiefende Informationen zu Unternehmen in Schwierigkeiten 

 

Gemäß Artikel 2 Nr. 18 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung ist ein „Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ ein Unternehmen, auf das mindestens einer der folgenden Umstände zutrifft: 
 
▪ Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung, ausgenommen KMU, die noch keine drei 

Jahre bestehen, und – in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen – kleine und mittlere 
Unternehmen in den sieben Jahren nach ihrem ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-
Diligence-Prüfung durch den ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage 
kommen: Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufgelaufener Verluste 
verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von den 
Rücklagen und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigenmitteln des 
Unternehmens zugerechnet werden, ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als der 
Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht. Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht 
sich der Begriff "Gesellschaft mit beschränkter Haftung" insbesondere auf die in Anhang I 
der Richtlinie 2013/34/EU genannten Arten von Unternehmen und der Begriff "Stammkapital" 
umfasst gegebenenfalls alle Agios. 

▪ Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die 
Schulden der Gesellschaft haften, ausgenommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen, und 
– in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen – kleine und mittlere Unternehmen in den sieben 
Jahren nach ihrem ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-Prüfung durch 
den ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage kommen: Mehr als die 
Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist infolge aufgelaufener Verluste 
verlorengegangen. Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff „Gesellschaften, 
bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften“ 
unter anderem auf die in Anhang II der Richtlinie 2013/34/EU genannten Arten von Unternehmen. 

▪ Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im deutschen 
Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag 
seiner Gläubiger. 

▪ Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht 
zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das Unternehmen 
hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch einem 
Umstrukturierungsplan. 

▪ Im Falle eines Unternehmens, das kein kleines und mittleres Unternehmen ist: In den letzten 
beiden Jahren 

• betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens mehr als 7,5 und 

• das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsverhältnis des Unternehmens lag unter 
1,0. 

 

https://lfa.de/website/de/metanavi/datenschutz/index.php?f=www.lfa.de
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B. Bestätigung des kreditausreichenden Finanzierungsinstituts („Hausbank“) 
 

Für Unternehmen, die durch die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine und den in 
diesem Zusammenhang von der EU und ihren internationalen Partnern erlassenen und gegebenenfalls 
noch zu erlassenden Sanktionen sowie möglichen wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispielsweise 
Russlands betroffen sind, gelten Sonderbestimmungen bei den LfA-Bürgschaften. 

Aus diesem Grund sind von der Hausbank bei Antragstellung zusätzlich zu den unter Tz. 9.6 des 
Antragsvordrucks 100 geforderten Bestätigungen/Erklärungen folgende Bestätigungen abzugeben. 

Unternehmen in Schwierigkeiten 

Zum Stichtag 31.12.2021 handelte es sich nicht um ein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der 
EU-Definition (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 in der Fassung der Verordnung Nr. 2020/972) 
(Vertiefende Informationen zu „Unternehmen in Schwierigkeiten“ s. S. 3 dieser Anlage). 

Betroffenheit 
Zum Zeitpunkt der Antragstellung haben wir plausibilisiert, dass das Unternehmen gemäß A. durch die 
militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine und den in diesem Zusammenhang von der EU 
und ihren internationalen Partnern erlassenen und gegebenenfalls noch zu erlassenden Sanktionen 
sowie möglichen wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen beispielsweise Russlands vorübergehend in 
mindestens einem der Kriterien betroffen ist. 

 ja, falls zutreffend. 

Sanktionsrechtliche Bestimmungen 
Zum Zeitpunkt der Antragstellung ist das Unternehmen nicht von Sanktionen der EU betroffen.  

Unter anderem ist der Antragsteller: 

- keine Person, Organisation oder Einrichtung, die in den Rechtsakten, mit denen diese 
Sanktionen verhängt werden, ausdrücklich genannt ist, 

- kein Unternehmen, das im Eigentum oder unter der Kontrolle von Personen, Organisationen 
oder Einrichtungen steht, gegen die die EU Sanktionen verhängt hat, und 

- kein Unternehmen, das in Wirtschaftszweigen tätig ist, gegen die die EU Sanktionen verhängt 
hat, soweit die Beihilfen die Ziele der betreffenden Sanktionen untergraben würden. 

Des Weiteren dürfen die von der LfA im Rahmen der LfA-Bürgschaften verbürgten Kredite insbesondere 
nicht für Handelsaktivitäten mit Personen und Unternehmen, die ihren Sitz in Russland oder Belarus 
haben, sowie für Investitionen, die in Russland oder Belarus getätigt werden, verwendet werden. 1 Dies 
gilt nicht, sofern der verbürgte Kredit 

- einem in der EU niedergelassenen kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) gewährt wird und 
der Gesamtwert der für dasselbe Vorhaben bereitgestellten öffentlichen Finanzmittel oder 
Finanzhilfen 10 Mio. EUR nicht überschreitet, oder 

- für den Handel mit Lebensmitteln, für landwirtschaftliche, medizinische oder humanitäre 
Zwecke verwendet wird. 

Das Finanzierungsinstitut hat durch angemessene Maßnahmen sicherzustellen, dass diese 
sanktionsrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden.  

 

                                                
1 Siehe Art. 2e der VO (EU) Nr. 2022/328 vom 25. Februar 2022 zur Änderung der VO (EU) Nr. 833/2014 sowie Art. 1t der VO 

(EU) 2022/398 vom 9. März 2022 zur Änderung der VO (EG) Nr. 756/2006. 
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Wir haben den Inhalt des aktuellen Merkblatts „Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“ zur 
Kenntnis genommen und bestätigen hiermit die Richtigkeit unserer vorstehend gemachten Angaben. 
 
 
 

Kreditausreichendes Finanzierungsinstitut 
 

 

 

 

 

 

 

 

Ort und Datum     Unterschrift(en) des Finanzierungsinstituts 
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